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Beschlussvorlage
Gemeinde Bad Kleinen

Federführend:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Einreicher:

VO/GV08/2014-1291
öffentlich

27.03.2014
Bürgermeister

Satzung über den Bebauungsplanes Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen 
für das Gebiet  "Mühle", für das Mühlengelände im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB hier: Abwägungsbeschluss
Beratungsfolge:
Beratung Ö / N Datum Gremium

Ö 09.04.2014 Ausschuss für Bau-, Verkehrsangelegenheiten und Umwelt Bad Kleinen
Ö 07.05.2014 Gemeindevertretung Bad Kleinen

Beschlussvorschlag:
1. Die während der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB, der Beteiligung 

der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB und 
den Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen 
und Anregungen hat die Gemeinde Bad Kleinen unter Beachtung des 
Abwägungsgebotes mit folgendem Ergebnis, wie im Abwägungsvorschlag (Anlage 1) 
dargestellt, geprüft. Es ergeben sich:

- zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen,
- teilweise zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen,
- nicht zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen.

Den Abwägungsvorschlag und das Abwägungsergebnis macht sich die Gemeinde 
Bad Kleinen zu Eigen und ist Bestandteil des Beschlusses.

2. Die Amtsverwaltung wird beauftragt, diejenigen, die Anregungen erhoben bzw. 
Stellungnahmen abgegeben haben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in 
Kenntnis zu setzen.

Sachverhalt:
Die Gemeinde Bad Kleinen hat das Planverfahren nach § 13a BauGB (Bebauungsplan der 
Innenentwicklung) durchgeführt. Die Erkenntnisse aus dem frühzeitigen 
Beteiligungsverfahren sind in die Erarbeitung der Entwurfsunterlagen eingeflossen. Die 
Planunterlagen lagen zur Beteiligung der Öffentlichkeit in der Zeit vom 06. März 2014 bis 
einschließlich 07. April 2014 im Amtes Dorf Mecklenburg – Bad Kleinen öffentlich aus. Die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 13.02.2014 
um Abgabe einer Stellungnahme gebeten. Während der Öffentlichkeitsbeteiligung wurden 
Stellungnahmen von der Öffentlichkeit zur Planung abgegeben.

Derzeit fehlen für die verbindliche Bestätigung der rechtmäßigen Anwendung des Verfahrens 
nach § 13a BauGB und für eine sachgerechte Abwägung die Eingangsdaten zu den 
Erhaltungszielen und Schutzzwecken des SPA-Gebietes „Schweriner Seen“ sowie die 
abschließenden Aussagen der gesicherten Erschließung. Die Gemeinde kann hierbei nicht 
von einer Nichtbetroffenheit ausgehen, da es sich hierbei um Belange handelt, die Einfluss 
auf das Abwägungsergebnis haben könnten.



                                                        Seite: 2/2

Die Gemeinde Bad Kleinen hat die bisher im Planverfahren eingegangenen Stellungnahmen 
und Anregungen gesammelt, bewertet und gewichtet.
Es ergeben sich:

- zu berücksichtigende Stellungnahmen,
- teilweise zu berücksichtigende Stellungnahmen und
- nicht zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen.

Darüber hinaus liegen Stellungnahmen vor, die keine abwägungserheblichen Belange 
beinhalten und somit zur Kenntnis genommen werden.
Die Zusammenfassung und die Abwägungsvorschläge zu den einzelnen Stellungnahmen als 
Gegenüberstellung sind dieser Beschlussvorlage als Anlage beigefügt. 
Die Abwägungsvorschläge sind durch die Gemeindevertretung zu beraten und zu 
entscheiden. Die Planunterlagen sind um die Ergebnisse der Abwägung zu ergänzen. 

Finanzielle Auswirkungen:

Anlage/n:
Abwägungsergebnis

Abstimmungsergebnis:

Gesetzliche Anzahl der Mitglieder des Gremiums
Davon besetzte Mandate
Davon anwesend
Davon Ja- Stimmen
Davon Nein- Stimmen
Davon Stimmenthaltungen
Davon Befangenheit nach § 24 KV M-V
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Stellungnahme des Landkreises wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahmen 

der Fachdienste werden nachfolgend behandelt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

A 

 

 

 

Zu 1.  

Der Abwägungsbeachtlichkeit der nachfolgenden jeweiligen Belange kann nicht 

vorangestellt werden, dass die Belange berücksichtigt werden müssen. Die vorgetragenen 

Belange sind zu prüfen und im Ergebnis ergeben sich Anforderungen an die Gemeinde. 

 

 

Zu 2. 

Die Versorgungspflicht des Zweckverbandes Wismar mit Trinkwasser ist bekannt. Die 

Begründung enthält bereits die erforderlichen Maßnahmen und Hinweise. Die Belange 

wurden zwischen dem Zweckverband Wismar, dem technischen Planer und der Gemeinde 

abgestimmt. Dies wurde durch das Amt mit Schreiben vom 31.03.2014 nochmals 

bestätigt. Die Planungen dazu sind bereits beauftragt. 

 

Zu 3. 

Die Anforderungen an die Schmutzwasserbeseitigung sind bereits in der Begründung 

berücksichtigt. Die Belange wurden zwischen dem Zweckverband Wismar, dem 

technischen Planer und der Gemeinde abgestimmt. Dies wurde durch das Amt mit 

Schreiben vom 31.03.2014 nochmals bestätigt. Die Planungen dazu sind bereits 

beauftragt. 

 

Zu 4. 

Die allgemeinen Anforderungen zur Niederschlagswasserbeseitigung wurden zur 

Kenntnis genommen.  

 

 

 

 

Zu 5. 

Aufgrund der anstehenden Baugrundverhältnisse und der Erfahrungen der Gemeinde ist 

eine Versickerung des Niederschlagswassers nicht möglich. Für die 

Regenwasserableitung ist der Bau eines Regenwasserkanals erforderlich. Diese Belange 

wurden zwischen der Gemeinde, dem technischen Planer und dem Zweckverband Wismar 

abgestimmt. Dies wurde durch das Amt mit Schreiben vom 31.03.2014 nochmals 

bestätigt. Die Planungen dazu sind bereits beauftragt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen.  
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

Zu 6. 

In der Begründung wurde dargelegt, dass die Regenentwässerung über eine öffentliche 

Entwässerungsleitung im Uferweg erfolgt. Öffentliche Abwasseranlagen sind im 

Plangebiet nicht vorgesehen und werden somit nicht festgesetzt. Sollten dennoch für die 

Regenwasserableitung im Uferweg Flächen erforderlich werden, sind diese außerhalb des 

Plangebietes vorzusehen. Das Amt hat dargelegt, dass die Abstimmungen zur 

Regenentwässerung erfolgt sind. Zusätzliche Flächenbedarfe im Plangebiet selbst wurden 

nicht bekanntgegeben.  

 

Zu 7.  

Der Hinweis zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist bereits im Teil B (Text) 

und in der Begründung enthalten. Die Begründet wird um den Hinweis zum Umgang mit 

vorhandener Drainage und sonstigen Vorflutleitungen ergänzt.  

 

Zu 8.  

Der Hinweis ist bereits im Teil B (Text) und in der Begründung enthalten.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 9. 

Die Rechtsgrundlagen sind bereits Bestandteil der Begründung.  

 

 

 

 

 

B 

 

 

 

 

 

Zu 1.  

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Stellungnahme auf keine entgegenstehenden 

Belange hinweist.  

 

Zu 2. 

Es wird zur Kenntnis genommen, das abfall- und bodenschutzrechtliche keine erheblichen 

Bedenken bestehen. Es ergeben sich keine abwägungserheblichen Belange.  

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

C 

 

Zu 1.  

Der Abwägungsbeachtlichkeit der nachfolgenden jeweiligen Belange kann nicht 

vorangestellt werden, dass die Belange berücksichtigt werden müssen. Die vorgetragenen 

Belange sind zu prüfen und im Ergebnis ergeben sich Anforderungen an die Gemeinde. 

 

Zu 2. 

Die erforderlichen Ausnahmeanträge sind zu stellen. Die Ausnahmegenehmigung der 

unteren Naturschutzbehörde muss vor Satzungsbeschluss der Gemeinde vorliegen.  

 

Zu 3. 

Die erforderlichen Ausnahmeanträge sind durch die Gemeinde Bad Kleinen zu stellen, zu 

begründen und Standorte für die Ersatzpflanzungen sowie die Art und Pflanzqualität der 

Ersatzpflanzungen sind zu benennen. Die Genehmigung muss der Gemeinde vor 

Satzungsbeschluss vorliegen.  

 

Zu 4. 

Die Gemeinde Bad Kleinen hat mit dem Entwurf Planunterlagen mit dem Planungsziel 

Mischgebiet vorgelegt. In der Stellungnahme wird auf ein Sondergebiet, welches 

fremdenverkehrlich und touristisch genutzt werden soll, abgestellt. Hierzu ist eine den 

Planungszielen entsprechende Stellungnahme erforderlich. Eine abschließende Abwägung 

kann erst vorgenommen werden, wenn eine den Planungszielen entsprechende 

Stellungnahme vorliegt.  

 

Zu 5.  

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Behörde die Ausführungen in der 

Begründung nicht als erforderlichen Nachweis der Verträglichkeit mit den 

Erhaltungszielen des SPA-Gebietes anerkennt. Diese Ausführungen stellen auf die 

Entwicklung eines Mischgebietes ab und die Gemeinde sah dazu die Ausführungen als 

ausreichend an, da zusätzliche erhebliche fremdenverkehrliche und touristische 

Auswirkungen durch ein Mischgebiet nicht zu erwarten sind. Die Ausführungen sind nach 

Vorlage einer geänderten Stellungnahme zu ergänzen.  

 

Zu 6. 

Die Verfahrensweise zum Nachweis der Verträglichkeit ist zu beachten. Die Gemeinde 

erachtet die vorgeschlagene Vorgehensweise als unverhältnismäßig für die Gemeinde 

auch unter dem Gesichtspunkt, dass von der Behörde bisher keine verwertbaren 

Eingangsdaten zur Verfügung gestellt werden können, obwohl die Managementplanung 

im Sommer 2014 bereits abgeschlossen werden soll. Hierzu bedarf es der Übergabe der 

Eingangsdaten, um die erforderliche Verträglichkeitsprüfung durchführen zu können. Die 

Verträglichkeitsprüfung ist vor Satzungsbeschluss zu führen. Der Nachweis ist zu 

erbringen.  

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen.  
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 7. 

Der Abstimmungstermin wird durchgeführt.  

 

 

 

 

Zu 8. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass zu artenschutzrechtlichen Belangen im Teil B 

(Text) inhaltlich Einverständnis besteht.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 9.  

Der vorgeschlagenen Gliederung und Ergänzung der bestehenden Hinweise im Teil B 

(Text) wird gefolgt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

D 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Stellungnahme auf keine entgegenstehenden 

Belange hinweist.  

 

Zu 2.  

Die Hinweise und Anregungen werden nachfolgende behandelt.  

 

Zu 3. 

Es wird in der Begründung ergänzt, dass die gutachterlichen Aussagen zum 

Schienenbonus sowie das gesamte Gutachten durch die zuständige 

Immissionsschutzbehörde mitgetragen werden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  

 

 

Zu berücksichtigen.  
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

Zu 4. 

Die Begründung wird um den Hinweis ergänzt.  

 

Zu 5. 

Die textliche Festsetzung wird ergänzt.  

 

Zu 6. 

Die Begründung wird dazu nochmals ergänzt. 

 

Zu 7. 

Der Sachverhalt wurde gutachterlich betrachtet und bewertet. Die Begründung wird 

dahingehend ergänzt, dass die Verfahrensweise seitens der Behörde als richtig bewertet 

wird. 

 

Zu 8.  

Die weitere Detaillierung ist abgestimmt.  

 

Zu 9. 

Der Hinweis wird in der Begründung ergänzt. Die Gemeinde ist Eigentümer der 

Grundstücke und somit ist bei der Veräußerung der Grundstücke im Kaufvertrag zu 

sichern, dass zunächst die aktiven Lärmschutzmaßnahmen zu realisieren sind und im 

Weiteren die passiven Maßnahmen. Die Nachweise sind im nachgelagerten Verfahren zu 

führen.  

 

Zu 10. 

Die Begründung wird ergänzt, dass durch die Festsetzung eines Mischgebietes die 

angrenzende Wohnnutzung im Uferweg ausreichend vor unzulässigen Lärmeinwirkungen 

geschützt wird.  

 

Zu 11. 

Der Hinweis der zwingenden Beteiligung im Baugenehmigungsverfahren wird in der 

Begründung ergänzt. Dies hat die Gemeinde als Träger der Planungshoheit bei 

Genehmigungsfreistellung zu berücksichtigen.  

 

E 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus verkehrsrechtlicher Sicht keine Hinweise oder 

Bedenken bestehen. Abwägungserhebliche Belange werden nicht vorgetragen.  

 

  

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

F 

 

Zu 1.  

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwände zur Planung bestehen. 

Abwägungserhebliche Belange werden nicht vorgetragen.  

 

G 

 

Zu 1.  

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwände bestehen. Abwägungserhebliche 

Belange werden nicht vorgetragen.  

 

H 

 

Zu 1. 

Für die Nachnutzung des ehemaligen Mühlengeländes als Mischgebiet wurden 

Festsetzungen getroffen, die gesunde Wohn- und Lebensverhältnisse gewährleisten. Diese 

Festsetzungen basieren auf den dafür erforderlichen gutachterlichen Aussagen. Die 

Gemeinde hat dies ausführlich in den Planunterlagen dargestellt. Die Begründung wird 

ergänzt, dass die vorhandene Vorbelastung aus dem ehemaligen Mühlenbetrieb als gering 

eingeschätzt wird.  

 

Zu 2. 

Die Gemeinde hat Festsetzungen zur Gewährleistung gesunder Wohn- und 

Lebensverhältnisse getroffen, bei deren Umsetzung davon auszugehen ist, dass keine 

gesundheitlichen Beeinträchtigungen entstehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

I 

 

Siehe die entsprechende und als Anlage beigefügte Stellungnahme des Katasteramtes 

II.1a.  

 

K 

 

Zu 1.  

Die Begründung wird ergänzt, dass die Abfallentsorgung nur vom Uferweg erfolgt. Eine 

zusätzliche geeignete innere Erschließung des Plangebietes ist nicht Planungsziel der 

Gemeinde.  

 

L 

 

Zu 1. 

Die Anforderungen und Maßnahmen sind bereits Bestandteil der Begründung. Die 

Gemeinde Bad Kleinen wird dies berücksichtigen und beachten. Die Gemeinde ist für die 

Sicherung des Grundschutzes der Löschwasserversorgung verantwortlich.  

 

Zu 2.  

Der Hinweis wird in der Begründung ergänzt. Die vorgetragenen Hinweise sind im 

nachgelagerten Baugenehmigungsverfahren zu beachten. Flächenreserven sind 

ausreichend vorhanden.  

 

Zu 3.  

Die Darlegung der Planungsziele wird bestätigt und zur Kenntnis genommen.  

 

Zu 4. 

Die Gemeinde Bad Kleinen hat die Festsetzung von Baugrenzen und Baulinien 

entsprechend den Anforderungen des Landesamtes für Denkmalpflege vom 22.10.2013 

getroffen. Für das denkmalgeschützte Mühlengebäude wurden allseitig gegenüber dem 

Vorentwurf Baulinien gefordert. Die Gemeinde stellt den Bebauungsplan mit der 

Maßgabe auf, dass das gesamte denkmalgeschützte Areal in seiner Gesamtheit erhalten 

bleibt. Planungsziel ist es, die denkmalgeschützte Bausubstanz zu sichern und zu erhalten; 

dazu sieht sie als geeignetes und unmissverständliches planungsrechtliches Mittel die 

Festsetzung von Baugrenzen und Baulinien anstelle einer verbalen Beschreibung an. Die 

Festsetzung von überbaubaren Grundstücksflächen ist darüber hinaus eine zwingende 

Voraussetzung für einen qualifizierten Bebauungsplan, um den es sich hier handelt. 

Die Gemeinde macht von der Festsetzung der Baugrenzen und Baulinien Gebrauch und 

entspricht hierbei den Belangen des Denkmalschutzes vollständig. Sie gibt der grafischen 

unmissverständlichen Darstellung den Vorrang vor der Möglichkeit der verbalen 

Beschreibung, deren Notwendigkeit auch nicht näher begründet wurde.   

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 5. 

Der Hinweis ist missverständlich, wenn die Festsetzung unmissverständlich ist, wäre der 

Hinweis entbehrlich. Es handelt sich hierbei um eine maximale Höhenfestsetzung, die 

erreicht werden kann, aber nicht erreicht werden muss; insbesondere im MI3-Gebiet und 

den Anbauten im MI 4-Gebiet handelt es sich um eine maximale Obergrenze, die erreicht 

werden kann. Die weiteren Höhenfestsetzungen orientieren sich am denkmalgeschützten 

Bestand und können ebenso mit Zustimmung der zuständigen Behörde unterschritten 

werden. Damit die Festsetzung unmissverständlich wird, wird auf `‘=‘ verzichtet.  

 

Zu 6. 

Das letzte Wort „sind“ wird gestrichen“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen.  
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

Zu 7. 

Die Festsetzung wird präzisiert und Art und Umfang werden  zweifelsfrei festgesetzt. Auf 

den Bezug zum Landschaftsbild wird gemäß der Empfehlung der Behörde verzichtet und 

eine konkrete Höhe für die Mobilfunkanlagen festgesetzt. Diese orientiert sich 

maßgeblich am Bestand. 

„Im Gebiet MI 4 ist eine Überschreitung der festgesetzten maximal zulässigen 

Gebäudehöhen durch Mobilfunkanlagen bis zu einer Höhe von … m zulässig.“ 

 

Zu 8. 

Eine Begründung, warum die Festsetzung nicht zweifelsfrei ist, erfolgte nicht; lediglich 

ein Umformulierungsvorschlag wurde gegeben: 

„Die Höhe der Lärmschutzwand muss mindestens 4 m und darf höchstens 5 m, ausgehend 

von den festgesetzten Höhenbezugspunkten, betragen.“ 

 

Zu 9. 

Die Gemeinde berücksichtigt, dass eine abweichende Bauweise nur für Gebäude der 

Hauptnutzung festsetzbar ist. Das Planungsziel bleibt weiter bestehen. Aus 

städtebaulichen Gründen ist es nach wie vor erforderlich, zur Wahrung gesunder Wohn- 

und Lebensverhältnisse die erforderliche Lärmschutzwand so nahe wie möglich an der 

Lärmquelle festzusetzen. Die Errichtung einer Lärmschutzeinrichtung auf der 

Grundstücksgrenze in einer Höhe von mindestens 4,00 m erfordert Abstandsflächen 

gemäß § 6 LBauO M-V, die dann auf Flächen der planfestgestellten und dem öffentlichen 

Eisenbahnverkehr gewidmeten Betriebsanlagen liegen. Die Eintragung einer Baulast ist 

aus Sicht der Gemeinde entbehrlich, sofern es sich hierbei um öffentliche Verkehrsflächen 

handelt. Unabhängig davon, ob Baulasten erforderlich sind oder nicht, ist für die 

Gemeinde im Planverfahren die Inaussichtstellung der Übernahme von Baulasten durch 

die Deutsche Bahn AG maßgeblich.  

 

Zu 10. 

Die Gemeinde folgt der Anregung der ausnahmsweisen Zulässigkeit 

oder: 

folgt der Ausnahmeregelung nicht, da keine schlüssige Begründung dazu vorliegt; die 

allgemeine gültige Regelung bleibt erhalten. 

 

Zu 11. 

Die Festsetzung wird präzisiert. Dabei wird jedoch nicht auf Freiflächen als unbestimmter 

Rechtsbegriff sondern auf überbaubare Grundstücksflächen abgestellt. 

„In den festgesetzten Mischgebieten MI 1, MI 3 und MI 4 sind Nebenanlagen im Sinne 

des § 14 BauNVO sowie Garagen, Stellplätze und überdachte Stellplätze außerhalb der 

überbaubaren Grundstücksflächen nicht zulässig. Stellplätze nach § 12 BauNVO sind nur 

innerhalb der dafür festgesetzten Flächen zulässig.“ 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

? 

Entscheidung der Gemeinde 

erforderlich. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

?  

Entscheidung der Gemeinde 

erforderlich. 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 
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Zu 12. 

Der Denkmalschutzanspruch des Gesamtensembles wurde mit dem Landesamt für 

Denkmalpflege am 22.10.2013 abgestimmt. Eine Stellungnahme wurde nunmehr zum 

Entwurf abgegeben. Das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege hat mitgeteilt, dass die 

Planung Rücksicht auf die Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege nimmt. 

Weitergehende Anforderungen wurden durch die Denkmalschutzbehörde nicht gemacht. 

Die Gemeinde geht davon aus, dass nunmehr keine dem Denkmalschutz 

entgegenstehenden Belange bestehen. Die untere Denkmalschutzbehörde hat keine 

Belange und Hinweise vorgetragen. Somit geht die Gemeinde davon aus, dass der 

Denkmalschutzanspruch der Gesamtanlage mit dem Entwurf hinreichend beachtet wurde. 

Die Gemeinde macht von der Festsetzungsmöglichkeit Gebrauch, auch im MI 2-Gebiet 

Flächen für Garagen und Stellplätze festzusetzen; und diese gesondert zu umgrenzen. 

 

Zu 13. 

Die Uneindeutigkeit der Festsetzung wurde nicht begründet; nur ein anderer 

Formulierungsvorschlag getroffen. Es ist grundsätzlich nicht beabsichtigt, die optionale 

Lärmschutzwand vor dem Mühlengebäude, die ausschließlich dem Objektschutz 

zuzurechnen ist, in den allgemeinen aktiven Lärmschutz zu integrieren. Mit der 

Festsetzung wird grundsätzlich ausgeschlossen, dass das Silogebäude eine 

Lärmschutzfunktion übernehmen kann. Auf den dauerhaften Erhalt des Gebäudes wird in 

dem Festsetzungsvorschlag verzichtet; ebenso auf den Nachweis der Schallschutzeignung 

des Gebäudes. Die Gemeinde folgt dem Formulierungsvorschlag der Behörde ab Satz 4 

somit wie folgt: 

„Im Bereich des MI 1 kann das ehemalige Mühlengebäude die Lärmschutzfunktion 

übernehmen. Voraussetzung ist, dass die Lärmschutzwand im Süden mit dem Gebäude 

verbunden wird und auch im Norden vom Gebäude weiter geführt wird bis zum 

Lärmschutzwall, sowie keine schutzwürdigen Nutzungen (entsprechend der Tabelle für 

die Lärmpegelbereiche) im Gebäude zur Bahn hin ausgerichtet untergebracht werden. 

Wird hier eine schutzwürdige Nutzung vorgesehen, ist die Lärmschutzwand an der Bahn 

zu errichten.“ 

Die Gemeinde ergänzt die Festsetzung noch um den dauerhaften Erhalt des Gebäudes, 

wie bereits in der Festsetzung schon enthalten. Das ehemalige Mühlengebäude ist 

insoweit in Kubatur und Lage dauerhaft zu erhalten, soweit es für den aktiven 

Schallschutz erforderlich ist. Auf die Formulierung „Der Nachweis der 

Schallschutzeignung ist hierfür zu führen“ wird verzichtet. Auf den 2. Absatz zur 

Regelung des optional aktiven Schallschutzes als Objektschutz wird nicht verzichtet. 

 

Zu 14. 

Der Hinweis, dass der Nachweis der konkret erforderlichen Schallschutzmaßnahme nach 

DIN 4109 im Bauantragsverfahren zu erbringen ist, ist bereits Gegenstand der 

Begründung. Der Hinweis wird zusätzlich unter Hinweise im Text-Teil B ergänzt.    

 

Zu 15. 

Die Entscheidung ist abhängig von der Entscheidung zu 12. 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

? Entscheidung der Gemeinde 

erforderlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

? Entscheidung der Gemeinde. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

? Entscheidung der Gemeinde 

erforderlich. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

Zu 16. 

Die Begründung wird entsprechend der vorgenommenen Abwägung ergänzt. 

 

Zu 17. 

Die Gemeinde setzt im Bereich der derzeitigen Zufahrt eine Ein- und Ausfahrt fest. Dies 

wäre die Zufahrt zu den Gebieten MI 1, MI 2, MI 3. 

Bei einer möglichen zukünftigen Parzellierung des Gebäudes sind dann entsprechende 

vertragliche Regelungen über Grunddienstbarkeiten zu treffen. Für das Gebiet MI 4 wird 

ebenso eine Zufahrt als Ein- und Ausfahrt festgesetzt. Weitere separate 

Grundstückszufahrten vom Uferweg in das Plangebiet sind im Rahmen der technischen 

Planung zu berücksichtigen und hinsichtlich des Erhalts der Bäume zu prüfen und zu 

beantragen und zu errichten. 

Die gestalterischen Festsetzungen II. Nr. 5 werden in diesem Zusammenhang um das 

Wort Fahrwege ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Gemeinde wird einen entsprechenden Hinweis in den Teil B-Text aufnehmen. Das 

Festpunktbild wird als Anlage der Begründung beigefügt. 

 

Zu 2. 

Der Hinweis wird in der Begründung ergänzt. 

 

Zu 3. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der katastermäßige Bestand wird im 

Verfahren ohnehin durch den Vermesser bestätigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus landwirtschaftlicher Sicht keine Anregungen 

und Bedenken vorgetragen werden. Es ergeben sich keine abwägungserheblichen 

Belange. 

 

Zu 2. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass kein Verfahren der Neuregelung der 

Eigentumsverhältnisse durchgeführt wird und keine Anregungen und Bedenken 

vorgetragen werden. Es ergeben sich keine abwägungserheblichen Belange. 

 

Zu 3. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine naturschutzfachlichen Belange des StALU 

berührt sind. Die anderen Naturschutzbehörden wurden beteiligt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 



Anlage 1 zum Beschluss 2014-________- Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen „Mühle“ für das ehemalige Mühlengelände in Bad Kleinen 

 18 

 

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

Zu 4. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine wasserwirtschaftlichen Belange berührt sind. 

Es ergeben sich keine abwägungserheblichen Belange. 

 

Zu 5. 

Der Landkreis Nordwestmecklenburg wurde beteiligt. Altlastenverdachte wurden nicht 

geäußert. Abwägungserhebliche Belange ergeben sich nicht. 

 

 

Zu 6. 

Der Hinweis ist bereits in den Planunterlagen enthalten.  

 

 

Zu 7. 

Die Stellungnahme vom 21.01.2013 hat die Gemeinde im Rahmen des Planverfahrens 

behandelt. Die vorgetragenen Belange wurden überwiegend berücksichtigt. Die 

Beurteilungsgrundlage in den Planunterlagen hat sich geändert. Die Gemeinde hat als 

Planungsziel ein Mischgebiet vorgesehen. Die Lärmproblematik wurde beachtet.  

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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Anlage: Stellungnahme zum Vorentwurf vom 21.01.2013 

lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom 

II.2 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 0. 

Die Stellungnahmen der einzelnen Abteilungen werden nachfolgend behandelt. 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus landwirtschaftlicher Sicht keine Anregungen 

und Bedenken vorgetragen werden.  

 

 

 

 

 

Zu 2. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass kein Verfahren der Neuregelung der 

Eigentumsverhältnisse durchgeführt wird und keine Anregungen und Bedenken 

vorgetragen werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom 

 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

Zu 3. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine naturschutzfachlichen Belange berührt sind. 

Naturschutzbehörden wurden beteiligt. 

 

Zu 4. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine wasserwirtschaftlichen Belange berührt sind. 

 

 

 

Zu 5. 

In Bezug auf Altlasten wurde der Landkreis beteiligt. Altlastenverdachte wurden nicht 

geäußert. Die Gemeinde geht aufgrund historischer Recherche davon aus, dass keine 

Altlasten vorhanden sind. Sie wird dies jedoch bei der weiteren Vorbereitung sorgfältig 

betrachten. 

 

Zu 6. 

Belange des Bodenschutzes werden entsprechend redaktionell angepasst. 

 

 

 

 

Zu 7. 

Die BImSch-genehmigte Anlage der TRANSGAS wird in den Planunterlagen beachtet. 

Es wird berücksichtigt, dass keine Bedenken bestehen, da der Abstand ausreichend groß 

bemessen ist. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 8. 

Die Gemeinde Bad Kleinen setzt sich mit der Schallproblematik angemessen auseinander. 

Der Hinweis wird beachtet. Die Festsetzung von Immissionsrichtwerten ist jedoch nicht 

vorgesehen. Orientierende Untersuchungen sind erfolgt. Maßgeblich geht es um den 

Schutz vor Lärm, der sich auswirkt. Weitergehende Schutzanforderungen sind im Zuge 

des Baugenehmigungsverfahrens für konkrete Anlagen zu beachten. 

 

Zu 9. 

Die Belange der Abfallwirtschaft sind entsprechend zu beachten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Begründung wird um die Vereinbarkeit der Planung mit den Zielen der Raumordnung 

und Landesplanung ergänzt. 

 

 

Zu 2. 

Die vorgelegten Unterlagen und die Darlegung von Planungszielen werden zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

 

Zu 3. 

Die raumordnerische Bewertung wird in der Begründung ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 4. 

Der abschließende Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Änderung der 

Beurteilungsgrundlagen ist nicht beabsichtigt. Das Verfahren soll mit dem 

Satzungsbeschluss beendet werden. 

 

 

Zu 5. 

Die Planunterlagen werden durch die Gemeinde über das Amt Dorf-Mecklenburg-Bad 

Kleinen übergeben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine bergbaulichen Belange berührt werden. 

Bergbauberechtigungen und Anträge auf Erteilung von Bergbauberechtigungen liegen 

nicht vor. Es wurden keine abwägungserheblichen Belange vorgetragen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Stellungnahme zum Vorentwurf ihre Gültigkeit 

behält. Es wurden in dieser Stellungnahme keine Belange vorgetragen, da keine Bundes- 

und Landesstraßen betroffen sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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Anlage: Stellungnahme zum Vorentwurf vom 25.01.2013 

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom 

II.6 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es werden keine Belange vorgetragen, weil keine Bundes- oder Landesstraßen berührt 

sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/ 

Beschluss 

 

 

Zu 1. 

Der Fristverlängerung wurde seitens der Gemeinde nicht zugestimmt. 

Für eine sachgerechte Abwägung ist die Stellungnahme der DB AG erforderlich, da es sich hierbei 

um Belange handelt, die sich der Gemeinde durch die unmittelbare Betroffenheit geradezu aufdrängen 

müssen und das Eisenbahn-Bundesamt eine Stellungnahme der DB AG ebenso fordert. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Das Aktenzeichen wird zur Kenntnis genommen und beim Schriftwechsel durch das Amt 

beachtet. 

 

Zu 2. 

Die Lage des Plangebietes in Bezug auf die Bahnanlagen der DB AG wird in der 

Begründung ergänzt. 

 

Zu 3. 

Die Gemeinde Bad Kleinen nimmt zur Kenntnis, dass die Planunterlagen aus Sicht der 

DB AG keine wesentlichen Änderungen zwischen Vorentwurf und Entwurf in Bezug auf 

die Bahnanlagen der DB AG ausweisen. 

 

Zu 3. 

Die Stellungnahmen zum Vorentwurf wurden bereits behandelt und dem 

Abwägungsmaterial zugeführt (siehe dort). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 

 

 

Zu 5. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass aus Sicht der Deutschen Bahn AG grundsätzlich 

keine Einwände bestehen, die Hinweise und Forderungen werden erst nachfolgend 

eingestellt. 

 

Zu 6. 

Die landesrechtlichen Regelungen zu Abstandsflächen sind einzuhalten. Hierbei geht die 

Gemeinde davon aus, dass es sich bei den Bahnanlagen um öffentliche Verkehrsflächen 

handelt, da diese als planfestgestellte Bahnanlagen für den öffentlichen Verkehr dauerhaft 

gesichert sind und damit auch einer baulichen Nutzung entzogen sind. Die weitere 

Anforderung, dass eine Übernahme von Bahnanlagen auf Eisenbahngelände grundsätzlich 

auszuschließen ist, steht im Widerspruch zum Abstandsflächenrecht, § 6 LBauO M-V und 

zu den nachfolgenden Ausführungen in der Stellungnahme. 

 

Zu 7. 

Die Abstandsflächen des denkmalgeschützten Mühlengebäudes im MI 1 und des 

denkmalgeschützten Silogebäudes im MI 4 liegen teilweise auf den Flächen der 

planfestgestellten und dem öffentlichen Eisenbahnverkehr gewidmeten Betriebsanlagen. 

Die Eintragung einer Baulast ist aus Sicht der Gemeinde entbehrlich, sofern es sich 

hierbei um öffentliche Verkehrsflächen handelt (vgl. hierzu Urteil vom 27. April 2010 

Niedersächsisches OVG). Der Eintragung einer Baulast auf dem Eisenbahngelände stehen 

die Belange darüber hinaus insofern nicht entgegen, dass eine Übernahme von Baulasten 

mittels Gestattungsverträgen seitens der DB AG zugestimmt wird. Unabhängig davon, ob 

Baulasten notwendig sind oder nicht, ist für die Gemeinde im Planverfahren die 

Inaussichtstellung der Übernahme von Baulasten durch die Deutsche Bahn AG 

maßgeblich und wird zur Kenntnis genommen. Die abschließende Klärung des 

Erfordernisses von Baulasten erfolgt im nachfolgenden/nachgelagerten 

Baugenehmigungsverfahren. 

 

Zu 8. 

Die rechtlichen Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Das Eisenbahnbundesamt 

wurde im Verfahren beteiligt. 

 

Zu 9. 

Die aktiven Lärmschutzanlagen werden wie in den Planunterlagen dargestellt und in der 

Begründung erläutert entlang der Grundstücksgrenze auf dem Gelände der Gemeinde Bad 

Kleinen errichtet. Dies wird in der Begründung nochmals klargestellt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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Zu 10. 

In den Planunterlagen sind bereits mehrfach die Ausführungen enthalten, dass die DB AG 

in Form einer nachbarschaftlichen Stellungnahme im nachgelagerten 

Baugenehmigungsverfahren zu den zwingend erforderlichen Lärmschutzeinrichtungen zu 

beteiligen ist. 

 

Zu 11. 

Die Abstandsflächen der aktiven Lärmschutzeinrichtungen liegen teilweise auf den 

Flächen der planfestgestellten und dem öffentlichen Eisenbahnverkehr gewidmeten 

Betriebsanlagen. Die Eintragung einer Baulast ist aus Sicht der Gemeinde entbehrlich, 

sofern es sich hierbei um öffentliche Verkehrsflächen handelt (vgl. hierzu Urteil vom 27. 

April 2010 Niedersächsisches OVG). Der Eintragung einer Baulast auf dem 

Eisenbahngelände stehen die Belange darüber hinaus insofern nicht entgegen, dass eine 

Übernahme von Baulasten mittels Gestattungsverträgen seitens der DB AG zugestimmt 

wird. Unabhängig davon, ob Baulasten notwendig sind oder nicht, ist für die Gemeinde 

im Planverfahren die Inaussichtstellung der Übernahme von Baulasten durch die Deutsche 

Bahn AG maßgeblich und wird zur Kenntnis genommen. Die abschließende Klärung des 

Erfordernisses von Baulasten erfolgt im nachfolgenden/nachgelagerten 

Baugenehmigungsverfahren. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 

 

 

Zu 12. 

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens wurden die Belange des Verkehrslärms 

untersucht und in den Planunterlagen wurden entsprechende Festsetzungen zu aktiven und 

passiven Schallschutzmaßnahmen zur Gewährleistung gesunder Wohn- und 

Arbeitsverhältnisse getroffen. Ein Hinweis zu Erschütterungen aus dem Betrieb der 

Bahnanlagen ist erfolgt. Die Gemeinde hat hierbei auf eine gutachterliche Beurteilung zu 

Erschütterungen verzichtet, da es sich überwiegend um bestehende bauliche Anlagen 

handelt. 

 

Zu 13. 

Ein Hinweis hierzu ist im Teil B-Text bereits enthalten. Die Begründung wird ergänzt. 

 

Zu 14. 

Der Hinweis zum Bestandsschutz wird zur Kenntnis genommen. 

 

Zu 15. 

Die Gemeinde beabsichtigt nicht das Bahngelände in Anspruch zu nehmen oder zu 

beeinträchtigen. Dies ist auch nach Errichtung der Lärmschutzeinrichtungen nur erschwert 

möglich. 

 

Zu 16. 

Die Forderungen sind in sich widersprüchlich. Die Grundstücksgrenze muss freigehalten 

werden und ist gleichzeitig so abzusichern, dass ein Betreten und Befahren der 

Bahnanlagen nicht möglich ist, dabei ist dann die Zuwegung und Zugänglichkeit der 

Bahnanlagen im Störfall und für Instandhaltungsmaßnahmen zu gewährleisten. Die 

Gemeinde hat ohnehin die aktiven Lärmschutzmaßnahmen zu realisieren bzw. für die 

Realisierung Sorge zu tragen. Die Lärmschutzeinrichtungen sollen auf der 

Grundstücksgrenze zu den Bahnanlagen errichtet werden, diesbezüglich besteht in der 

Stellungnahme Konsens. Die DB AG wird im Baugenehmigungsverfahren zur Errichtung 

der Lärmschutzmaßnahmen beteiligt, so dass in diesem Verfahren ggf. erforderliche 

Zugänglichkeiten geregelt werden können. Mit der Errichtung der 

Lärmschutzeinrichtungen werden die Grundstücke der DB AG so abgesichert, dass 

entsprechend ein Betreten und Befahren der Bahnanlagen nicht möglich ist.  

 

Zu 17. 

Der Hinweis wird in der Begründung ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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Zu 18. 

Die DB AG hat bereits in ihrer Stellungnahme vom 16.12.2013 mitgeteilt, dass 

vorhandene Bahnentwässerungssysteme von der Planung nicht betroffen sind. Dies ist 

bereits Gegenstand der Begründung. Der vorsorgliche Hinweis wird nunmehr zur 

Kenntnis genommen. 

 

Zu 19. 

Der Hinweis ist bereits Bestandteil von Teil B-Text und Begründung und wird nunmehr 

zur Kenntnis genommen. 

 

Zu 20. 

Der allgemeine Hinweis wird zur Kenntnis genommen, da es sich nicht um Neubauten in 

unmittelbaren Bereich der Bahnanlagen handelt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

Zu 21. 

Der allgemeine Hinweis, dass es sich nicht um eine Zustimmung zu Bauvorhaben im 

Näherungsbereich der Bahnstrecke handelt wird zur Kenntnis genommen. 

 

Zu 22. 

Der Hinweis zur Beteiligung der DB AG an Baugenehmigungsverfahren ist bereits 

Bestandteil der Planunterlagen im Teil B-Text und der Begründung. Die Begründung wird 

um die weitergehenden Ausführungen noch ergänzt. 

 

 

 

 

 

Zu 23. 

Die allgemeinen Hinweise zur Verkehrssicherungspflicht werden durch die Gemeinde zur 

Kenntnis genommen, da diese bereits derzeit bestehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 24. 

Die Beteiligung im Baugenehmigungsverfahren ist bereits Bestandteil der Planunterlagen 

im Teil B-Text und in der Begründung. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

Zu 25. 

Der allgemeine Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Eisenbahnbundesamt wurde 

im Verfahren beteiligt (siehe dort). 

 

Zu 26. 

Der Hinweis zu besonderen Anträgen wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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Anlage: Stellungnahmen zum Vorentwurf vom 28.01.2013 und 13.02.2013 

lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom 

II.9 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Hinweise zur Struktur der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom 

 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

Zu 2. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken bestehen, sofern nachfolgende 

Belange beachtet werden. Inwiefern nachfolgende Belange beachtet werden können, 

ergibt sich aus den Unterlagen. 

 

Zu 3. 

Die Information zum Geltungsbereich wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Zu 4. 

Die Belange zum Eigentum und die Modalitäten zum Grunderwerb werden zur Kenntnis 

genommen. Die Gemeinde beabsichtigt nicht, Flächen zu erwerben. Zielsetzungen sollen 

für das Gebiet des Bebauungsplanes vorbereitet und realisiert werden. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom 

 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

Zu 5. 

Es handelt sich um eine Bestandssituation. Die Gebäude neben der Bahn sind vorhanden. 

Die bestehende Situation soll geregelt werden. Die Nutzung für vorhandene Gebäude soll 

nicht schlechter gestellt werden. Deshalb wird ggf. die Regelung der abweichenden 

Bauweise notwendig, sofern die Abstandsflächen der offenen Bauweise nicht eingehalten 

werden können. Es handelt sich hier um eine Regelung der baulichen Bestandsituation. 

 

Zu 6. 

Zum Schutz vor Verkehrslärm werden Festsetzungen getroffen. 

 

Zu 7. 

Anforderungen der Bahn in Bezug auf Lärm und Erschütterungen werden zur Kenntnis 

genommen. Ausführungen sind in der Begründung zu beachten. Die jeweilige 

gegenseitige Nachbarschaft ist zu gewährleisten.  

 

 

 

 

 

 

Zu 8. 

Die Grundstücksgrenzen, Grundstück und Betriebsanlagen sind entsprechend zu beachten. 

Unabhängig von der Planung gilt die Berücksichtigung des Eigentums an Grund und 

Boden. 

 

Zu 9. 

Zuwegungen zur Deutschen Bahn AG sind bei Bedarf über das Grundstück des 

Vorhabens gesondert zu regeln. Dies kann parallel zum Bebauungsplan erfolgen. 

Unmittelbar drängt sich kein Erfordernis auf, weil kein konkretes Erfordernis bekannt 

gegeben wurde. Die Unterlagen sind klarzustellen. 

 

Zu 10. 

Zur Grundstücksgrenze sind entsprechende Abstimmungen zu führen. Grundsätzlich 

dürfen Grundstücke nur jeweils von Betroffenen genutzt werden. Die Nutzung der 

Bahnanlagen durch Dritte drängt sich nicht auf. Die Unterlagen sind zu ergänzen. 

 

Zu 11. 

Vor Abschluss des Verfahrens ist eine Regelung zur Ableitung des anfallenden 

Oberflächenwassers zu schaffen. Hierzu wird ein Entwässerungskonzept erstellt. 

Beeinträchtigungen von Grundstücken Dritter sind auszuschließen.  

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu  berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom 

 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

Zu 12. 

Die Beleuchtungsanlagen sind entsprechend abzustimmen. Hier sollte entsprechend der 

Nachweis in die nachrichtlichen Übernahmen und Hinweise erfolgen. 

 

Zu 13. 

Es wird in der Begründung beachtet, dass keine Kabel und Leitungsanlagen im Gebiet des 

Bebauungsplanes enthalten sind. 

 

Zu 14. 

Belange des Bahnhofsumbaus sind vom Vorhaben aus gemeindlicher Sicht nicht 

betroffen. Abstimmungen zum aktiven Schallschutz sind bei Erfordernis, an der 

Grundstücksgrenze, abzustimmen. Die Unterlagen sind entsprechend unter nachrichtliche 

Übernahmen und Hinweise zu ergänzen. 

 

 

 

 

 

Zu 15. 

Die Stellungnahme der DB Energie GmbH wird nachfolgend behandelt. 

 

 

 

 

 

Zu 16. 

Bei Abstimmungsbedarf wird Kontakt mit den Stellungnehmenden gesucht. 

 

Zu 17. 

Grundsätzlich sind Anlagen, die zur Beeinträchtigung der Bahnanlagen führen können, 

nicht vorgesehen. In Nähe der Bahnanlagen sollen jedoch Abstimmungen geführt werden. 

 

Zu 18. 

Die Hinweise zum Baugenehmigungsverfahren werden zur Kenntnis genommen und sind 

bei Bedarf zu beachten. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom 

 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

Zu 19. 

Kontakt für Rückfragen wird bei Bedarf gesucht. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 



Anlage 1 zum Beschluss 2014-________- Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen „Mühle“ für das ehemalige Mühlengelände in Bad Kleinen 

 40 

 

lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom 

II.9a 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass seitens der DB Energie GmbH keine Anlagen zu 

beachten sind. 

 

 

 

Zu 2. 

Diese Stellungnahme gilt als Teil der Gesamtstellungnahme der Bahn. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Allgemeine Aussagen zur Lage werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

Zu 2. 

Es wurden keine Bahnflächen in den Plangeltungsbereich einbezogen, somit wird zur 

Kenntnis genommen, dass aus planungsrechtlicher Sicht keine grundsätzlichen Bedenken 

bestehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

Zu 3. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass Planrechtsverfahren nach § 18 AEG derzeit beim 

Eisenbahn-Bundesamt nicht anhängig sind. Es ergeben sich somit keine 

abwägungsrelevanten Sachverhalte. 

 

Zu 4. 

Die Einzelheiten der zu errichtenden Lärmschutzanlagen werden in der DB AG im 

Verfahren abgestimmt. 

 

Zu 5. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und ist bereits in den Planunterlagen 

enthalten. 

 

Zu 6. 

Die DB AG wurde um Abgabe einer Stellungnahme gebeten. 

 

Zu 7. 

Die Bedeutung der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Gemeinde hat mit dem Entwurf die Planungsziele geändert. Bei der geplanten Art der 

baulichen Nutzung ist nunmehr von einem Mischgebiet auszugehen und nicht von einem 

sonstigen Sondergebiet. 

 

 

Zu 2. 

Die fehlenden Angaben sind im Rahmen der technischen Planung und in Abstimmung mit 

dem Amt und dem Zweckverband zu ergänzen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

Zu 3. 

Die Gemeinde geht davon aus, dass aufgrund des Fortgangs der technischen Planung die 

Anschlussmöglichkeit für das Plangebiet realisiert wird. Die Bedarfe werden im Zuge der 

technischen Planung ermittelt. 

 

Zu 4. 

Die Löschwasserversorgung soll auch nicht aus dem öffentlichen Trinkwassernetz 

erfolgen. Diese Aussage wurde in den Planunterlagen nicht getroffen. Die Gemeinde 

möchte jedoch im Ernstfall für die Erstbrandbekämpfung auch das Wasser aus dem 

Hydranten des Trinkwassernetzes nutzen. Die Möglichkeit möchte die Gemeinde im 

Rahmen der Erschließungsplanung geprüft haben. Der Satz wird aus der Begründung 

nicht gestrichen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

Entscheidung durch die 

Gemeinde erforderlich. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinweise und Anmerkungen bestehen. 

Abwägungsrelevante Sachverhalte wurden nicht vorgebracht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken bestehen. 

 

Zu 2. 

Der bekanntgegebene Anlagen- und Leitungsbestand wurde in die Planunterlagen 

nachrichtlich übernommen und ist bereits dargestellt. Es wird zur Kenntnis genommen, 

dass damit keine Einweisung verbunden ist. 

 

Zu 3. 

Die Anforderungen an Einweisungen und die Vorbereitung von Maßnahmen der 

Erschließung werden im Rahmen der Erschließungsplanung des Uferweges beachtet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen bei der 

Erschließungsplanung. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 4. 

Hinweise bei den Versorgungsleitungen finden sich bereits im Teil B-Text und in der 

Begründung. 

 

 

 

 

Zu 5. 

Die Kontaktdaten werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich im Plangebiet Versorgungsanlagen der 

Gasversorgung Wismar Land GmbH befinden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

Zu 2. 

Der Leitungsbestand wurde bereits – soweit es sich nicht um Hausanschlüsse handelt – in 

den Planunterlagen dargestellt. 

 

Zu 3. 

Die Berücksichtigung hat im Rahmen der Ausführungsplanung des Uferweges zu 

erfolgen. 

 

Zu 4. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine weiteren Forderungen und Hinweise zum 

Bebauungsplan bestehen. 

 

Zu 5. 

Die Stellungnahme zum Vorentwurf wurde durch die Gemeinde Bad Kleinen bereits 

behandelt. Die zu berücksichtigenden Belange sind bereits Bestandteil der Planunterlagen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen in der 

Erschließungsplanung. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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Anlage: Stellungnahme zum Vorentwurf vom 27.12.2012 

lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom 

II.16 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Der Hinweis, dass Leitungsanlagen vorhanden sind, wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

Zu 2. 

Die Leitungsanlagen werden zur Kenntnis genommen. Sie sind zu beachten. Es handelt 

sich dabei maßgeblich um Hausanschlüsse.  

 

 

 

 

 

Zu 3. 

Anforderungen des Versorgers sind einzuhalten. Darauf ist in den Unterlagen 

entsprechend hinzuweisen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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 56 

 

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Zuständigkeiten werden zur Kenntnis genommen. 

 

Zu 2. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anlagen des Versorgers berührt werden und 

keine Einwände bestehen. 

 

Zu 3. 

Der Versorger ist bei Änderung des Plangeltungsbereiches ohnehin neu zu beteiligen. 

Eine Änderung ist nicht beabsichtigt. Der Satzungsbeschluss wird vorbereitet. 

 

Zu 4. 

Die Interessenvertretung wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich im Plangebiet derzeit keine Anlagen des 

Versorgungsträgers befinden oder geplant sind. Es wurden keine abwägungserheblichen 

Belange vorgetragen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Bau- und Kunstdenkmale sind bekannt und werden beachtet. 

 

Zu 2. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bodendenkmale nach derzeitigem 

Kenntnisstand bekannt sind. 

 

Zu 3. 

Die allgemeinen Hinweise zu Denkmalen werden zur Kenntnis genommen. Die Gesetze 

sind ohnehin zu beachten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

A 

 

 

 

Zu 1. 

- 

 

Zu 2. 

Die Begründung wird ergänzt, dass die Festsetzungen zum Bebauungsplan grundsätzlich 

Rücksicht auf die Belange von Denkmalschutz und Denkmalpflege nehmen. 

 

Zu 3. 

Der Hinweis wird in die Planunterlagen übernommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

B 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Der Hinweis ist bereits Bestandteil der Planunterlagen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Betroffenheit besteht. 

 

Zu 2. 

Im Rahmen der technischen Planung ist dieser Belange dann zu berücksichtigen. 

 

Zu 3. 

- 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus Sicht der landesrelevanten Gefahrenabwehr 

keine Bedenken bestehen. Die sachlich und örtlich zuständigen Kommunalbehörden 

wurden im Verfahren beteiligt.  

 

Zu 2. 

Der Hinweis, dass Munitionsfunde in Mecklenburg-Vorpommern nicht auszuschließen 

sind, wird zur Kenntnis genommen. 

 

Zu 3. 

Die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen ist Gegenstand des nachgelagerten 

Baugenehmigungsverfahrens und ergeben sich von selbst. 

 

Zu 4. 

Der Hinweis ist bereits Gegenstand der Planunterlagen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen im 

nachgelagerten Verfahrens. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es werden im Rahmen der wahrzunehmen Aufgaben keine Bedenken und Anregungen 

vorgebracht. 

 

Zu 2. 

Die Landgesellschaft wurde im Verfahren beteiligt. Der Geltungsbereich des 

Bebauungsplanes betrifft gemeindeeigene Grundstücke. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Belange der Bundeswehr berührt werden, da 

sich das Plangebiet innerhalb der Verteidigungsanlage Elmenhorst befindet. 

 

Zu 2. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass gegen die Planung keine Bedenken bestehen. Es 

ergeben sich keine abwägungsbeachtlichen Belange. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwände bestehen. Es werden keine 

abwägungserheblichen Belange vorgetragen. 

 

Zu 2. 

Die Erstellung klimatologischer Gutachten wird zur Kenntnis genommen. 

 

Zu 3. 

- 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus zollrechtlicher und fiskalischer Sicht keine 

Einwände bestehen. 

 

 

Zu 2. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, da Gesetze ohnehin zu beachten sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus polizeilicher Sicht keine Bedenken bestehen. 

Es ergeben sich keine abwägungserheblichen Belange. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass der Planung zugestimmt wird. Anlagen des 

Verbandes sind im Plangebiet nicht vorhanden. Es werden keine abwägungserheblichen 

Belange vorgetragen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwände seitens des 

Landesanglerverbandes M-V e.V. bestehen. Es werden keine abwägungserheblichen 

Belange vorgetragen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Planunterlagen zum Entwurf, bestehen aus Planzeichnung (Teil A), Text (Teil B) und 

der Begründung waren aussagekräftig. Die Planunterlagen beinhalten konkrete 

Festsetzungen u.a. zur Art der baulichen Nutzung, zum Maß der baulichen Nutzung etc.  

Somit wurden aus Sicht der Gemeinde konkrete Bebauungsvorgaben unter Beachtung des 

Immissionsschutzes getroffen. Ebenso enthalten die Planunterlagen detaillierte Aussagen 

zu den Natura 2000-Gebieten. Darüber hinaus handelt es sich um überwiegend um die 

Erhaltung und Nachnutzung denkmalgeschützter Bausubstanz; es ist lediglich ein 

Baufenster für eine Neubebauung ausgewiesen. Die sichtbaren Einschnitte durch die 

überwiegend vorhandene denkmalgeschützte Bebauung sind aus den Planunterlagen 

erkennbar. Weitere Belange des Kreisjagdverbandes wurden nicht vorgetragen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anregungen und Bedenken vorgetragen 

werden. Abwägungserhebliche Belange ergeben sich nicht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass eine Bedenken und Hinweise bestehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass weder Hinweise noch Bedenken bestehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

V.1 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Bestätigung des Abstimmungsvermerkes zum Ortstermin vom 22.10.2013 wird zur 

Kenntnis genommen und die getroffenen Aussagen in die Planunterlagen eingearbeitet. 

 

Zu 2. 

Der Punkt 1 der gestalterischen Festsetzungen wird entsprechend dem Vorschlag der 

Denkmalbehörde geändert. Die Begründung wird ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

V.2 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

 Die Stellungnahme der Deutschen Bahn AG zum Abstimmungstermin vom 13.11.2013 

wird nachfolgend behandelt. 

 

Zu 2. 

Es handelt sich um das Flurstück 284/2 der Flur 1 Gemarkung Bad Kleinen. Dieses 

befindet sich im Plangeltungsbereich und der Plangeltungsbereich wird um das Flurstück 

reduziert. Damit ist auch in diesem Bereich eine Überschreitung der Abstandsflächen für 

das denkmalgeschützte Mühlengebäude verbunden. 

 

Zu 3. 

Der durch die Gemeinde vorgeschlagenen textlichen Festsetzung für das 

denkmalgeschützte Mühlengebäude und das denkmalgeschützte Silogebäude wird seitens 

der Deutschen Bahn AG zugestimmt. Zusätzlich wird seitens der Deutschen Bahn AG 

eine Sicherung durch Baulasteintragung gefordert. Mit einer Baulasteintragung geht die 

Festsetzung der Unterschreitung der Tiefe der Abstandsflächen ins Leere. In ihrer 

Stellungnahme vom 28.01.2013 zum Vorentwurf hat die Deutsche Bahn AG eine 

Übernahme von Baulasten grundsätzlich ausgeschlossen. Die Gemeinde hat zur Sicherung 

ihrer städtebaulichen Zielsetzungen eine Festsetzung über vom Bauordnungsrecht 

abweichende Maße der Tiefe der Abstandflächen für die denkmalgeschützten Gebäude 

getroffen. Nunmehr stimmt die Deutsche Bahn AG der Übernahme der entsprechenden 

Baulasten auf Eisenbahngelände mittels Gestattungsvertrag für das jeweilige 

denkmalgeschützte Gebäude zu. Der Gemeinde stehen somit zwei Möglichkeiten zur 

Umsetzung ihrer städtebaulichen Zielsetzungen zur Verfügung. Entweder es wird eine 

Festsetzung zur Unterschreitung der Abstandsflächen getroffen; hier wäre dann eine 

genaue Bemaßung auf der Grundlage eines amtlichen Lage- und Höhenplanes erforderlich 

oder die Gemeinde macht von der Eintragung der Baulasten auf Eisenbahngelände 

Gebrauch. Nach Vorlage des amtlichen Lage- und Höhenplanes sind nur im westlichen 

Bereich des denkmalsgeschützten Mühlengebäudes die erforderlichen Abstandsflächen 

zum Gelände der Deutschen Bahn nicht eingehalten. Hierbei handelt es sich um den 

Giebel sowie eine geringfügige Überschreitung im Eckbereich der angrenzenden 

Längsseite des Mühlengebäudes. Die Gemeinde hat sich nach Prüfung entschieden, hier 

eine Sicherung der Abstandsflächen über Baulasten auf Eisenbahngelände mittels 

Gestattungsvertrag für das denkmalgeschützte Mühlengebäude vorzunehmen. Auf eine 

zusätzliche textliche Festsetzung wird somit verzichtet. Die Regelung über Baulasten wird 

als ausreichend erachtet.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 4. 

Die Gemeinde folgt dem Vorschlag der Deutschen Bahn AG und wird die textliche 

Festsetzung um die vorgeschlagene Formulierung ergänzen. Die Gemeinde geht dann 

davon aus, dass die Deutsche Bahn AG der geänderten textlichen Festsetzung zustimmt. 

Es wurden keine weiteren Belange der Ablehnung zu dieser Festsetzung vorgetragen. 

 

 

 

Zu 5. 

Eine Beteiligung der Deutschen Bahn AG im nachgelagerten Baugenehmigungsverfahren 

für die Lärmschutzanlagen (Wand/Wall) erfolgt durch die zuständige Behörde. Ein 

Hinweis auf die erforderliche Beteiligung erfolgt auf dem Plan und in der Begründung. Im 

nachgelagerten Baugenehmigungsverfahren sind die Abstimmungen zu den technischen 

Ausführungen der Lärmschutzanlagen zu führen. Die grundsätzliche Zustimmung zu den 

aktiven Lärmschutzmaßnahmen seitens der Deutschen Bahn AG sieht die Gemeinde als 

gegeben an (vgl. Sachpunkt 4). 

 

Zu 6. 

Eine Verklausulierung des Mindestabstandes von 3,50 m zu den angrenzenden 

Gleisverläufen erfolgt mit dem Bebauungsplan nicht. Die Gleisverläufe werden nicht 

vermaßt dargestellt. 

 

Zu 7. 

Durch die Festsetzung der abweichenden Bauweise mit der Maßgabe, dass die 

Lärmschutzanlagen auf dem Grundstück der Gemeinde entlang der Grundstücksgrenze 

ohne seitliche Abstandsflächen errichtet werden können, entfällt die Übernahme von 

Baulasten und Gestattungsverträgen. Es handelt sich bei dieser Festsetzung nicht um eine 

Verklausulierung zu den Abstandsflächen. Es handelt sich um eine textliche Festsetzung, 

die aus städtebaulichen Gründen zur Wahrung gesunder Wohn- und Lebensverhältnisse 

getroffen wurde; hier insbesondere die Bereiche außerhalb von den baulichen Anlagen zu 

schützen und die Aufenthaltsqualität in einem Mischgebiet zu gewährleisten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

Zu 8. 

Die Lärmschutzanlagen (Wand/Wall) sollen an der Grundstücksgrenze auf dem 

Grundstück der Gemeinde Bad Kleinen errichtet werden. Ein Freihalten der 

Grundstücksgrenze kann somit nicht gewährleistet werden. Alternativ besteht die 

Möglichkeit, die Lärmschutzanlagen in einem Abstand von 3,00 m zur 

Grundstücksgrenze zu errichten. Dies hätte zur Folge, dass die Lärmschutzanlagen weiter 

von der Lärmquelle entfernt zu errichten wären und eine Verschlechterung der 

Schutzwirkung eintreten würde. Zusätzlich würde aus städtebaulicher Sicht ein 

Distanzstreifen entstehen, der jeglicher Nutzung entzogen werden würde. Von dieser 

alternativen Betrachtung macht die Gemeinde keinen Gebrauch. Städtebauliches Ziel ist 

jedoch eine gesamtheitliche Überplanung des ehemaligen Mühlengebäudes. Im 

nachgelagerten Baugenehmigungsverfahren gibt es seitens der Bahn im Einvernehmen 

mit der Gemeinde geeignete Maßnahmen, wie z.B. die vorgeschlagenen Fluchttüren in die 

Lärmschutzanlagen einzubauen. Ein Verzicht auf die Errichtung der aktiven 

Lärmschutzanlagen würde die Planung der Gemeinde unmöglich machen und somit auch 

eine Nachnutzung des denkmalgeschützten Mühlengebäudes. Eine Beteiligung im 

nachgelagerten Baugenehmigungsverfahren wird als Hinweis in den Plan und in die 

Begründung übernommen. 

 

Zu 9. 

Seitens der Deutschen Bahn wird klargestellt, dass keine Berührungspunkte zu 

Bahnentwässerungssystemen im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan Nr. 23 der 

Gemeinde Bad Kleinen zu erwarten sind. Das angrenzende Regenwasserrückhaltebecken 

ist nicht betroffen. Die Begründung wird ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 10. 

Die zwingend notwendige Beteiligung der Deutschen Bahn AG im nachgelagerten 

Baugenehmigungsverfahren hat die Deutsche Bahn begründet. Die Gemeinde wird dies 

als Hinweis in Plan und Begründung übernehmen. 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 11. 

Die Forderungen hinsichtlich der Blendung des Eisenbahnpersonals und der 

Verwechslung von Signalbegriffen der Eisenbahn werden beachtet und als Hinweis in den 

Plan und in die Begründung übernommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 12. 

Die Gemeinde ergänzt die Planunterlagen um die allgemeinen Hinweise zu 

Erschütterungen, Lärmbelästigungen sowie zu Funkenflug und dergleichen in Plan und 

Begründung. 

 

 

Zu 13. 

Die Gemeinde erstellte im Rahmen des Planverfahrens eine schalltechnische 

Untersuchung. Diese beinhaltet sowohl aktive als auch passive Schallschutzmaßnahmen 

zur Gewährleistung gesunder Wohn- und Lebensverhältnisse. Die schalltechnische 

Untersuchung wurde in Abstimmung mit der Deutschen Bahn AG entsprechend der 

Zugzahlen etc. präzisiert. Die Ergebnisse werden in Plan und Begründung eingearbeitet. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 14. 

Nach derzeitigem Kenntnisstand der Gemeinde gefährdet die Planung nicht die laufenden 

Planungen des Bahnhofumbaus. Das zuständige Abschnittsmanagement wird mit den 

Entwurfsunterlagen beteiligt. 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Aussage ist widersprüchlich der Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde, dort 

wird sich in der Stellungnahme auf Sondergebiete, wie im Vorentwurf beabsichtigt, 

bezogen. Die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde ist zu ergänzen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/ 

Beschluss 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich die Stellungnahme nunmehr auf Mischgebiete 

bezieht. In einem Mischgebiet sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes nur insoweit 

zulässig, dass der Gebietscharakter eines Mischgebietes gewährt bleibt. Die Festsetzung 

einer maximal zulässigen Bettenzahl für Betriebe des Beherbergungsgewerbes ist 

unzulässig. Der Umfang der Beherbergungskapazitäten ist somit nicht genau bestimmbar; 

sondern sie sind nur entsprechend dem Gebietscharakter zulässig und über § 15 Abs. 1 

BauNVO steuerbar durch die Genehmigungsbehörde. Ein Ausschluss von Betrieben ist 

nicht Planungsziel der Gemeinde. 

 

Zu 2. 

Es handelt sich hierbei um eine Angebotsplanung der Gemeinde, so dass derzeit noch 

nicht konkret bestimmbar ist, ob überhaupt Betriebe des Beherbergungsgewerbes von 

dieser Angebotsplanung Gebrauch machen und mit welcher Bettenkapazität dies erfolgt. 

Aus diesem Grund hat die Gemeinde den Nachweis der Verträglichkeit mit den Belangen 

des SPA „Schweriner See“ auf das konkrete Baugenehmigungsverfahren verlagert und 

nur eine überschlägige Prüfung durchgeführt. Die Gemeinde hat das Nachweisverfahren 

vor Satzungsbeschluss zu führen. Die dafür notwendigen Eingangsdaten können erst Ende 

April bereitgestellt werden. Hierzu wird die Information des StALU eingefügt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wurde vom 07.12.2012 bis zum 10.01.2013 in 

diesem Verfahren durchgeführt. Die Gemeinde hat die Planungsziele von sonstigen 

Sondergebieten für Tourismus, Infrastruktur und Fremdenbeherbergung nach § 11 Abs. 2 

BauNVO in ein Mischgebiet nach § 6 BauNVO geändert. Hierbei handelt es sich nicht 

wie dargestellt um eine Umbenennung sondern der Festsetzungskatalog nach § 6 

BauNVO wurde angewandt. 

 

Zu 2. 

Die Gemeinde hat, wie die Einwender selbst unter Ziffer 1 dargelegt haben, die 

frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung vom 07.12.2012 bis zum 10.01.2013 durchgeführt. 

Die Beteiligungsmöglichkeit der Anwohner gemäß § 3 Abs. 1 BauGB war gegeben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

Zu 3. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass sich die Anwohner durch den derzeit 

vorhandenen Bahnlärm beeinträchtigt fühlen. Die Auswirkungen des Schienenausbonus 

auf die bestehende Bebauung außerhalb des Plangeltungsbereiches sind nicht Gegenstand 

des Planverfahrens. Der Schienenbonus hat lediglich Auswirkungen auf die aktiven und 

passiven Lärmschutzmaßnahmen im Plangebiet selbst. 

 

Zu 4. 

Um das beschleunigte Verfahren der Innenentwicklung nach § 13a BauGB durchführen 

zu können, muss es sich bei der Planung um eine Maßnahme der Innenentwicklung 

handeln. Hierbei unterscheidet der Gesetzgeber zwischen 3 Möglichkeiten – die 

Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung von Flächen und andere 

Maßnahmen der Innenentwicklung. Die Gemeinde sieht hier den Fall einer anderen 

Maßnahme der Innenentwicklung als gegeben an und hat dies in der Begründung 

dargelegt. Die Wiedernutzbarmachung von Flächen betrifft solche Gebiete innerhalb des 

Siedlungsbereiches, die brach gefallen sind, d. h. die Vornutzung ist in der Regel bereits 

aufgegeben und diese Flächen sollen einer neuen baulichen oder sonstigen Nutzung 

zugeführt werden. Die Voraussetzungen für eine Maßnahme der Wiedernutzbarmachung 

von Flächen sind mit diesem Bebauungsplan gegeben. Hierbei ist es völlig unerheblich, 

ob es sich um eine sogenannte Außenbereichsinsel im Innenbereich handelt, wie die 

Einwohner darlegen oder noch dem unbeplanten Innenbereich zuzuordnen wäre. Der 

Begriff der Innenentwicklung gemäß § 13a Abs. 1 Satz 1 BauGB umfasst auch die 

Außenbereiche im Innenbereich, da es sich hierbei um Flächen handelt, die sich innerhalb 

des Siedlungsbereiches befinden und von baulicher Nutzung umgeben sind. Somit ist die 

Planung nach § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB als Wiedernutzbarmachung einer 

brachgefallenen Fläche gerechtfertigt. 

 

Zu 5. 

Die Einwender verkennen hierbei, dass der Schwellenwert von 20.000 m² sich nicht auf 

die Gesamtfläche des Plangeltungsbereiches bezieht, sondern auf die zulässige 

Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO. Der dafür erforderliche Nachweis wurde 

auf Seite 21 - 6. Anstrich im Entwurfsexemplar der Begründung geführt. 

Selbstverständlich hat die Gemeinde den Bebauungsplan Nr. 25 als kumulierenden 

Bebauungsplan der Innenentwicklung, der in einem engen, sachlichen, räumlichen und 

zeitlichen Zusammenhang steht, berücksichtigt. Der hierzu erforderliche Nachweis wurde 

auf Seite 21 – 7. Anstrich im Entwurfsexemplar der Begründung geführt. 

 

Zu 6. 

Die Gemeinde hat eine überschlägige Prüfung der Beeinträchtigung der Erhaltungsziele 

und Schutzzwecke von den angrenzenden Natura 2000-Gebieten vorgenommen, um das 

Verfahren zu führen. Nach Vorlage der nunmehr fertiggestellten Managementplanung zu 

den betroffenen Gebieten wird die Gemeinde die Prüfung der Beeinträchtigung der 

Erhaltungsziele und Schutzzwecke ergebnisoffen führen und  diesen Nachweis vor 

Satzungsbeschluss erbringen. 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

Zu 7. 

Der Verzicht auf die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ist gesetzlich in § 13a Abs. 2 

Nr. 4 BauGB geregelt und die Gemeinde führt das Verfahren nach § 13a BauGB durch. 

 

Zu 8. 

Die Belange, die im Planverfahren zum Bebauungsplan Nr. 25 zu berücksichtigen waren, 

sind dort zu regeln und nicht im Verfahren des Bebauungsplanes Nr. 23. 

 

Zu 9. 

Die Systematik der Bauleitplanung lässt vom Gesetzgeber an sich schon keinen 

Missbrauch zu. Der Verzicht auf die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung für 

Bebauungspläne im Verfahren nach § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB ist gesetzlich geregelt. Die 

Belange des Artenschutzes, des Biotop- und Baumschutzes sind weiterhin zu beachten. 

Dies ist in den Planunterlagen berücksichtigt (vgl. AFB S. 49-59 der Entwurfsplanung, 

Darstellung der geschützten Bäume in der Planzeichnung, Darstellung der geschützten 

Allee, Regelungen zu Grünflächen und zum Artenschutz). 

 

Zu 10. 

Die Einwender haben verkannt, dass die Heilungsvorschrift des § 214 Abs. 2a Nr. 1 

BauGB mit der Änderung des BauGB vom 11.06.2013 aufgehoben wurde. 

 

Zu 11. 

Die Gemeinde hat in der Begründung zum Entwurf auf S. 20-26 die Gründe dargelegt, 

warum auf eine Umweltprüfung verzichtet wurde. Diese Begründung hat öffentlich 

ausgelegen und diese Gründe sind somit der Öffentlichkeit zugänglich gemacht worden. 

 

Zu 12. 

Derzeit geht die Gemeinde noch davon aus, dass das Verfahren nach § 13a BauGB für 

diese Planung der Gemeinde anwendbar ist und somit der Verzicht auf die 

Umweltprüfung gerechtfertigt ist. 

 

Zu 13. 

Der wirksame Flächennutzungsplan stellt für den Plangeltungsbereich eine gemischte 

Baufläche dar, mit zusätzlichen Regelungen für den Denkmalschutz. Im Bebauungsplan 

werden Mischgebiete festgesetzt, somit ist der Bebauungsplan aus dem 

Flächennutzungsplan entwickelt und er ist nicht im Wege der Berichtigung anzupassen. 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

Zu 14. 

Die Gemeinde ist durch das BauGB ermächtigt, diejenige Städtebaupolitik zu betreiben, 

die ihren städtebaulichen Ordnungsvorstellungen entspricht. Der Gemeinde steht insoweit 

ein weites Planungsermessen zu. Die Gemeinde beabsichtigt mit dem Bebauungsplan das 

Areal des denkmalgeschützten Mühlengebäudes einschließlich der denkmalgeschützten 

Bausubstanz zu erhalten und zu entwickeln – auch unter Berücksichtigung der 

angrenzenden Anlagen der DB AG und der Gewährleistung gesunder Wohn- und 

Lebensverhältnisse. Die Gemeinde nimmt diese positiven Planungsziele zum Ansatz, den 

Bebauungsplan aufzustellen. 

 

Zu 15. 

Es handelt sich bei dieser Planung nicht um einen angegriffenen Bebauungsplan, sondern 

um einen im Verfahren befindlichen Bebauungsplan. 

 

Zu 16. 

Die Gemeinde handelt nicht im Interesse, die eigenen finanziellen Belange mit dieser 

Planung zu befriedigen. Die Gemeinde stellt den Bebauungsplan auch nicht auf, um 

gewinnorientierte Privatinteressen als Grundstückseigentümer umzusetzen. Dieses 

unterstellte Ansinnen wäre durchaus auch ohne Bebauungsplan möglich. Die Gemeinde 

stellt den Bebauungsplan zur Gewährleistung einer geordneten städtebaulichen 

Entwicklung insbesondere unter Berücksichtigung § 1 Abs. 6  Nr. 1 und Nr. 5 BauGB auf. 

Die Gemeinde sieht die Erforderlichkeit der Planung als gegeben an. 

 

Zu 17. 

Die Gemeinde hat die Planungsziele in der Begründung zum Bebauungsplan dargestellt 

und damit die Erforderlichkeit der Planung und die damit verfolgten städtebaulichen 

Zielsetzungen begründet. Die hier vorgetragenen sachfremden Erwägungen finden keine 

Berücksichtigung im Planverfahren. 

 

Zu 18. Mit der Planung werden die planerischen Voraussetzungen geschaffen, eine 

Nachnutzung und damit verbunden den Erhalt der denkmalgeschützten Bausubstanz zu 

realisieren. Die Sicherung, der Schutz und der Erhalt des denkmalgeschützten Areals sind 

aus Sicht der Gemeinde ebenso als Bedarfslage zu werten. 

 

Zu 19. Sowohl in der Begründung als auch im Teil B-Text werden keine Ausführungen zu 

dem Neubau einer Veranstaltungshalle getroffen. Es handelt sich hierbei um nicht 

substantiierte Anregungen, die die Gemeinde nicht berücksichtigt, da ein Bau einer 

Veranstaltungshalle durch die Gemeinde nicht geplant ist. 

 

Zu 20. Der Bebauungsplan setzt hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung Mischgebiete 

und keine Gewerbegebiete fest, so dass eine Bedarfsanalyse für Gewerbeflächen aus Sicht 

der Gemeinde für diesen Bebauungsplan nicht erforderlich scheint. Neben der 

Nachnutzung der bestehenden Bausubstanz wird eine zusätzliche Bebauungsmöglichkeit 

innerhalb des Mischgebietes ermöglicht. 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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Zu 21. 

In der Begründung zum Vorentwurf wurden die Gebietsfestsetzungen eines sonstigen 

Sondergebietes mit der Zweckbestimmung Fremdenverkehr und touristische Infrastruktur 

begründet. In Auswertung der Stellungnahmen zum Vorentwurf hat die Gemeinde die 

städtebaulichen Zielsetzungen überprüft und ist zu dem Ergebnis gelangt, die Ausweisung 

eines Mischgebietes vorzunehmen. Maßgeblich haben auch die vorgetragenen 

Stellungnahmen der Öffentlichkeit dazu beigetragen. Der Vorentwurf wurde durch die 

Gemeinde nicht mit einer dringend erforderlichen fremdenverkehrlichen und touristischen 

Nutzung begründet, sondern mit der Lagegunst zum Schweriner See. Die Gemeinde hat in 

der Entwurfsbegründung die Gebietsfestsetzung eines Mischgebietes begründet und die 

Aufgabe der Planungsabsicht des sonstigen Sondergebietes dargelegt. Die Entwicklung 

eines Sondergebietes ist nicht mehr beabsichtigt. Die Änderung der Gebietsfestsetzung 

kann selbstverständlich bei Beibehaltung der Baugrenzen erfolgen. 

 

Zu 22. 

Es ist korrekt dargelegt, dass in Punkt 3 der Begründung sowohl im Vorentwurf als im 

Entwurf auf die Beseitigung des städtebaulichen Missstandes abgestellt wird. 

 

Zu 23. 

Die im Gebiet MI 2 vorhandene Wohnnutzung ist der Gemeinde bekannt und wurde bei 

der Planaufstellung berücksichtigt. Auf die Beurteilung der Außenbereichsinsel wird auf 

Sachpunkt 4 der Stellungnahme verwiesen. 

 

Zu 24. 

Die vorgetragenen sachfremden Erwägungen/Belange in diesem Sachpunkt beziehen sich 

nicht auf Planinhalte und werden somit nicht in der Abwägung berücksichtigt. 

 

Zu 25. 

Bei dem hier vorgetragenen „Zugriff auf die betroffenen Freiflächen“ handelt es sich um 

die Festsetzung von Flächen für Stellplätze in den Gebieten MI 1, MI 3 und MI 4, um die 

Festsetzung einer zusätzlichen Bebauungsmöglichkeit im MI 3 im Plangebiet sowie um 

Anbaumöglichkeiten an den denkmalgeschützten baulichen Bestand. In diesem 

Zusammenhang ist eine Alternativenprüfung aus Sicht der Gemeinde nicht zielführend, da 

hier eine Aufwertung des denkmalgeschützten Mühlengeländes erfolgt und die 

zusätzliche Bebauungsmöglichkeit nur im Zusammenhang mit der Aufwertung des 

Geländes geschaffen steht. 

 

Zu 26. 

Die vorgetragenen sachfremden Erwägungen/Belange in diesem Sachpunkt beziehen sich 

nicht auf Planinhalte und werden somit nicht in der Abwägung berücksichtigt. 

 

Zu 27. 

Eine Begründung, warum der in Aufstellung befindliche Bebauungsplan aus tatsächlichen 

und rechtlichen Gründen auf unabsehbare Zeit der Vollzugsfähigkeit entbehrt, wurde 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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nicht vorgetragen. Die Gemeinde kann sich somit mit diesem Belang nicht substantiiert 

auseinandersetzen. Die Gemeinde findet mit der getroffenen Aussage auch keinen Bezug 

zu der aufgeführten Rechtsgrundlage – Gemeinden haben Bebauungspläne aufzustellen, 

sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 

Der Gemeinde sind im Aufstellungsverfahren keine rechtlichen und tatsächlichen Gründe 

bekannt, warum die Planung nicht vollzugsfähig  erscheint. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 28. 

Die Gemeinde stellt zunächst klar, dass es sich bei den Versionen um den Vorentwurf und 

den Entwurf des Bebauungsplanes handelt. Mit dem Bebauungsplan und den derzeitigen 

Festsetzungen kann die Gemeinde nur ein Mischgebiet realisieren, da dies der Inhalt des 

Bebauungsplanes ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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Zu 29. 

Die Darstellung des Charakters eines Mischgebietes wird zur Kenntnis genommen. Die 

Gemeinde hat für das Plangebiet ein Mischgebiet festgesetzt, welches in 4 Teilgebiete 

(MI 1 bis MI 4) gegliedert wurde (vgl. Begründung zum Entwurf Seite 27). Somit ist 

sichergestellt, dass gesamtheitlich betrachtet und wie auch beabsichtigt, die Realisierung 

eines Mischgebietes gewährleistet ist. Die vorhandenen denkmalgeschützten Gebäude 

können verschiedenen Nutzungen ggf. abschnitts- oder etagenweise, die in einem 

Mischgebiet zulässig sind, zugeführt werden. Den Erhalt des Gebietscharakters hat die 

Baugenehmigungsbehörde im Rahmen der zu erteilenden Baugenehmigungen zu prüfen. 

 

Zu 30. 

Die Errichtung der festgesetzten Lärmschutzeinrichtung ist erklärtes Ziel der Gemeinde 

und zwingende Voraussetzung für die Nachnutzung der vorhandenen denkmalgeschützten 

Bausubstanz und die Realisierung eines Mischgebietes. 

 

Zu 31. 

Die hier vorgetragenen sachfremden Erwägungen zur Haushaltssituation der Gemeinde 

und das die Gemeinde die Lärmschutzeinrichtung nicht realisieren möchte, werden nicht 

in der Abwägung berücksichtigt.  

 

Zu 32. 

Die vorzutragenden Belange im Planfeststellungsverfahren für den Ausbau der 

Bahnstrecke sind nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 

 

Zu 33. Die Gemeinde hat bei der Aufstellung des Bebauungsplanes die Einhaltung der 

gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu gewährleisten. Die Nutzungsmöglichkeiten 

innerhalb des Plangebietes werden gutachterlich bestimmt. Hierbei werden aktive und 

passive Schallschutzmaßnahmen vorgesehen. Die passiven Schallschutzmaßnahmen 

wurden etagenweise und gebäudeseitenweise festgesetzt. Die Planunterlagen mit 

dazugehörigen Gutachten wurden der zuständigen Immissionsschutzbehörde zur 

Stellungnahme vorgelegt. Im Ergebnis hat die Behörde mitgeteilt, dass die gutachterlichen 

Aussagen zum Schienenbonus sowie das gesamte Gutachten durch die zuständige 

Immissionsschutzbehörde mitgetragen werden. Die Festsetzungen zu den aktiven und 

passiven Schallschutzmaßnahmen stehen im Einklang mit den Festsetzungen eines 

Mischgebietes, in dem es möglich ist, die Wohnnutzung in weniger vorbelasteten 

Bereichen, z. B. im MI 3-Gebiet, zu realisieren. Es besteht ebenso die Möglichkeit die 

schützenswerten Räume auf der lärmabgewandten Seite anzuordnen. Aus Sicht der 

Gemeinde ist der Bebauungsplan mit seinen getroffenen Festsetzungen vollzugsfähig.   

 

Zu 34. Die Mutmaßungen der Einwender werden durch die Gemeinde nicht 

berücksichtigt. Die Gemeinde trifft einen positiven Festsetzungskatalog eines 

Mischgebietes mit Ausschluss von den allgemein zulässigen Nutzungen Tankstellen, 

Gartenbaubetriebe und Vergnügungsstätten. Die Planung ist auf die Umsetzung der 

Planungsziele ausgerichtet. 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

Zu 35. 

Die vorhandene Wohnnutzung hat die Gemeinde im Rahmen der Planaufstellung 

berücksichtigt. Diese ist in einem Mischgebiet allgemein zulässig. Im Erdgeschoss und an 

allen bahnabgewandten Gebäudeseiten ist der LPB III einzuhalten. Im 1. Obergeschoss 

und im 2. Obergeschoss ist an den bahnzugewandten Gebäudeseiten der LPB IV 

einzuhalten. Eine Gewerbenutzung erfolgt derzeit im Plangebiet überhaupt nicht. 

 

Zu 36. 

Die Gemeinde hat für das Plangebiet rechtseindeutig ein Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO 

festgesetzt. Die vorgetragenen Anregungen zu Wohnungen für Betriebsinhaber in 

Gewerbegebieten gehen bei der Festsetzung eines Mischgebietes ins Leere. Planungsziel 

ist als Art der baulichen Nutzung ein Mischgebiet. 

 

Zu 37. 

Die Gemeinde erkennt keine groben und offensichtlichen Missgriffe und keinen Verstoß 

gegen § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB. Die Gemeinde stellt den Bebauungsplan zur 

Verwirklichung ihrer positiven Planungsziele auf und dabei steht ihr ein weiter 

Gestaltungsspielraum bei der Beurteilung ob und wie sie die städtebaulich 

gerechtfertigten Planungsziele verfolgt, zu. 

 

Zu 38. 

Die Planungsziele, ein städtebauliches Konzept und ein Nutzungskonzept sind in der 

Begründung enthalten. 

 

Zu 39. 

Das Abwägungsgebot besteht aus der Zusammenstellung des Abwägungsmaterials, der 

Einstellung und Gewichtung der Belange sowie aus der eigentlichen 

Abwägungsentscheidung. Dieser Vorgang ist nicht abgeschlossen sondern die Gemeinde 

befindet sich im Abwägungsprozess. Mit dieser Behauptung erfolgt derzeit ein Vorgriff 

auf die noch zu tätigende abschließende Abwägungsentscheidung der Gemeinde. 

 

Zu 40. 

Die vorhandene denkmalgeschützte Bebauung im Plangeltungsbereich ist überwiegend 

durch Leerstand geprägt. In einer denkmalgeschützten Villa ist Wohnnutzung vorhanden. 

Angrenzend an den Uferweg befindet sich ein allgemeines Wohngebiet. Die Gemeinde 

stellt den Bebauungsplan mit dem Ziel auf, ein Mischgebiet als Pufferzone zwischen der 

vorhandenen allgemeinen Wohnnutzung am Uferweg und dem überregionalen 

Schienennetz der DB AG zu schaffen. Entsprechend der Zweckbestimmung der 

Baugebiete ist die Zulässigkeit eines Mischgebietes in Angrenzung an ein allgemeines 

Wohngebiet gegeben. Zum Schutz der angrenzenden allgemeinen Wohnnutzung hat die 

Gemeinde die allgemein zulässigen Nutzungen in einem Mischgebiet – 

Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Vergnügungsstätten gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO 

ausgeschlossen. Die vorhandene Wohnbebauung weist aufgrund der Nähe zu den Anlagen 

des überregionalen Schienennetzes der DB AG keine überdurchschnittlich hohe 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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Wohnqualität derzeit aus. Entsprechend den gutachterlichen Ergebnissen ist bei der 

Beurteilung der vorhandenen Wohngebäude eine Vorbelastung durch den Bahnlärm 

(Verkehrslärm) an der Grenze des allgemeinen Wohngebietes um bis zu 20 dB(A) durch 

den Schienenverkehr in den Nachtstunden gutachterlich nachgewiesen. Mit der 

Realisierung der aktiven Lärmschutzmaßnahmen tritt eine erhebliche Verbesserung der 

Vorbelastung für die bestehende Wohnnutzung ein. Die Gemeinde hat das 

Rücksichtnahmegebot im Rahmen der Planaufstellung beachtet. Die Baugebiete 

allgemeines Wohngebiet und Mischgebiet wurden entsprechend ihrer Schutzwürdigkeit 

einander zugeordnet sowie Festsetzungen zur Unzulässigkeit von Nutzungen im 

Mischgebiet wurden getroffen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

Zu 41. 

Die zusätzliche Bebauungsmöglichkeit im südlichen Bereich des Mischgebietes erfolgt 

nicht mit der Maßgabe einen Baukörper in diesen Abmaßen zu realisieren. Innerhalb des 

Baufensters ist ebenso eine kleinteiligere Bebauung zulässig. Eine Firsthöhe wurde hier 

nicht festgesetzt, sondern nur eine maximale Gebäudehöhe. Ein zweigeschossiger Anbau 

mit einer maximalen Gebäudehöhe von 8,00 m ist ebenso an dem denkmalgeschützten 

Silogebäude auf der Seite zum Uferweg zulässig. Die angrenzende Wohnbebauung ist 

ebenso von Firsthöhen bis zu 8,00 m gekennzeichnet, jedoch ist hier eine kleinteiligere 

Bebauung vorhanden. Die Lage des Baufensters ist mit der Einhaltung gesunder Wohn- 

und Arbeitsverhältnisse begründet. Das Baufenster befindet sich im südöstlichsten 

Bereich des Plangebietes, also in dem Bereich, mit den geringsten Belastungen für eine 

mögliche schützenswerte Nutzung.  

 

Zu 42. 

Die Gemeinde hat sich mit zusätzlichem Verkehrsaufkommen durch den Bebauungsplan 

beschäftigt. Aufgrund einer von der Gemeinde durchgeführten Verkehrszählung wurde 

grob überschläglich ein durchschnittliches tägliches Verkehrsaufkommen von DTV=700 

Kfz/24 h abgeleitet. Für das Plangebiet wird ein 100 % Zuschlag angenommen und damit 

wird ein DTV=1.400 Kfz/24 h abgeleitet. Die Gemeinde hat die Verkehrslärmbelastung 

auf der Grundlage einer Zählung gutachterlich beurteilt und kommt zu dem Ergebnis, dass 

bei Beibehaltung der Geschwindigkeit von 30 km/h zukünftig zu erwartende und 

prognostizierte Belastungen z. B. durch die Asphaltierung des Uferweges aufgefangen 

werden können bzw. kompensiert werden können. Die Gemeinde hat den Schutzanspruch 

vorhandener Bebauung in Bezug auf die Auswirkungen von derzeitigem und zukünftigem 

Verkehrslärm betrachtet. Im Zuge der Vorbereitung des Uferweges beabsichtigt die 

Gemeinde nun einen verkehrsberuhigten Bereich, 7 km/h, als Pflasterdecke auszubilden. 

Die sich mit der Verwendung des Pflastermaterials ergebenden Auswirkungen werden 

durch die Gemeinde im Zuge ihrer jeweils beabsichtigten Planungen überprüft. Auf die 

ausschließliche Verwendung von Asphalt für die Herstellung des Uferweges wird deshalb 

in der Begründung verzichtet. Bei Ansiedlungen innerhalb des Gebietes des 

Bebauungsplanes Nr. 23 sind die Anforderungen an den Schallschutz innerhalb und 

außerhalb des Gebietes durch den induzierten Verkehr zu beachten. Eine andersartige 

verkehrliche Erschließung z. B. über eine neue Trasse über die Bahn oder aus einer 

anderen Richtung ist nicht möglich. Deshalb wird die Trasse des Uferweges genutzt. Es 

wird davon ausgegangen, dass im Zuge zukünftiger Anlagen und Ansiedlungen zur im 

Rahmen der Gewährleistung von gesunden Wohn- und Lebensverhältnisse gewährt 

werden können. Auf die Anwendung des § 15 Baunutzungsverordnung wird verwiesen. 

 

Zu 43. 

Die Gemeinde hat den Abwägungsprozess bisher nicht abgeschlossen, so dass eine 

Verletzung des Abwägungsgebotes derzeit nicht geltend gemacht werden kann. Die 

Belange der Anwohner werden mit dieser Abwägung erst abschließend behandelt. 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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Zu 44. 

Die Gemeinde hat sich mit zusätzlichem Verkehrsaufkommen durch den Bebauungsplan 

beschäftigt. Aufgrund einer von der Gemeinde durchgeführten Verkehrszählung wurde 

grob überschläglich ein durchschnittliches tägliches Verkehrsaufkommen von DTV=700 

Kfz/24 h abgeleitet. Für das Plangebiet wird ein 100 % Zuschlag angenommen und damit 

wird ein DTV=1.400 Kfz/24 h abgeleitet. Die Gemeinde hat die Verkehrslärmbelastung 

auf der Grundlage einer Zählung gutachterlich beurteilt und kommt zu dem Ergebnis, dass 

bei Beibehaltung der Geschwindigkeit von 30 km/h zukünftig zu erwartende und 

prognostizierte Belastungen z. B. durch die Asphaltierung des Uferweges aufgefangen 

werden können bzw. kompensiert werden können. Die Gemeinde hat den Schutzanspruch 

vorhandener Bebauung in Bezug auf die Auswirkungen von derzeitigem und zukünftigem 

Verkehrslärm betrachtet. Im Zuge der Vorbereitung des Uferweges beabsichtigt die 

Gemeinde nun einen verkehrsberuhigten Bereich, 7 km/h, als Pflasterdecke auszubilden. 

Die sich mit der Verwendung des Pflastermaterials ergebenden Auswirkungen werden 

durch die Gemeinde im Zuge ihrer jeweils beabsichtigten Planungen überprüft. Auf die 

ausschließliche Verwendung von Asphalt für die Herstellung des Uferweges wird deshalb 

in der Begründung verzichtet. Bei Ansiedlungen innerhalb des Gebietes des 

Bebauungsplanes Nr. 23 sind die Anforderungen an den Schallschutz innerhalb und 

außerhalb des Gebietes durch den induzierten Verkehr zu beachten. Eine andersartige 

verkehrliche Erschließung z. B. über eine neue Trasse über die Bahn oder aus einer 

anderen Richtung ist nicht möglich. Deshalb wird die Trasse des Uferweges genutzt. Es 

wird davon ausgegangen, dass im Zuge zukünftiger Anlagen und Ansiedlungen zur im 

Rahmen der Gewährleistung von gesunden Wohn- und Lebensverhältnisse gewährt 

werden können. Auf die Anwendung des § 15 Baunutzungsverordnung wird verwiesen. 

 

Zu 45. 

Die inhaltliche Darstellung der Urteile wird zur Kenntnis genommen. 

 

Zu 46. 

Die Gemeinde hat den Abwägungsprozess bisher nicht abgeschlossen, so dass eine 

fehlerhafte Bestimmung der abwägungserheblichen Gesichtspunkte nicht im Vorgriff auf 

das Abwägungsergebnis bereits dargelegt werden kann. Mit einer Planungsabsicht, die 

den Erhalt und die Nachnutzung eines denkmalgeschützten Areals beinhaltet, kann der 

Gemeinde kein Eigennutz unterstellt werden – auch wenn die Gemeinde selbst 

Grundstückseigentümer ist. Es ist auch nicht im Interesse der Gemeinde, den bisherigen 

Zustand beizubehalten, sondern die brach gefallene Fläche zu entwickeln.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

Zu 47. 

Die Gemeinde hat die Festsetzung der Art der baulichen Nutzung auf der Grundlage der 

BauNVO getroffen. Dabei ist die Gemeinde grundsätzlich an diesen Typenzwang 

gebunden. Im Vorentwurf zum Bebauungsplan hat die Gemeinde ein sonstiges 

Sondergebiet festgesetzt und hierfür die jeweilige Zweckbestimmung und die Art der 

Nutzung festgesetzt. Diese Vorgehensweise ist vom Gesetzgeber so vorgeschrieben und 

hier von den Einwendern fälschlicherweise als „Sammelsurium an Nutzungen und 

Festlegungen“ bezeichnet. Im Entwurf zum Bebauungsplan hat die Gemeinde ein 

Mischgebiet festgesetzt. Die Festsetzung eines Mischgebietes regelt eindeutig und 

abschließend welche Arten der baulichen Nutzungen zulässig sind. Darüber hinaus hat die 

Gemeinde aus städtebaulichen Gründen die ansonsten allgemein zulässigen Nutzungen 

Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Vergnügungsstätten sowie die ausnahmsweise 

zulässigen Vergnügungsstätten ausgeschlossen. Die Gemeinde hat mit der Festsetzung 

eines Mischgebietes die tatsächlich beabsichtigte Nutzung offen gelegt. Eine Abschrift 

des § 6 der Baunutzungsverordnung in die Planbegründung sah die Gemeinde bisher nicht 

als erforderlich an, hat jedoch nunmehr erkannt, dass dies zur besseren Verständlichkeit 

beiträgt und wird die Begründung und Text Teil-B diesbezüglich ergänzen. 

 

Zu 48. 

Die Gemeinde plant in dem Plangebiet weder den Bau einer Veranstaltungshalle noch den 

Bau einer Mehrzweck- und Sporthalle. Die wiederholt angeführten sachfremden 

Einwendungen werden nicht berücksichtigt. 

 

Zu 49. 

Die Bauweise ist in der Nutzungsschablone auf der Planzeichnung für das Gebiet MI 3 als 

offene Bauweise rechtseindeutig festgesetzt. Die Begründung enthält ebenso diese 

Aussage. 

 

Zu 50. 

Regelungen zu gestalterischen Festsetzungen wurden im Gebiet MI 3 nicht betroffen. 

Diese zusätzlichen Bebauungsmöglichkeiten haben in ihrer Gestaltung ohnehin auf das 

Gesamtensemble Rücksicht zu nehmen, da das gesamte Gelände den denkmalrechtlichen 

Bestimmungen unterliegt. Zu dieser Vorgehensweise besteht Konsens mit dem Landesamt 

für Denkmalpflege. Das Nebeneinander eines allgemeinen Wohngebietes und eines 

Mischgebietes entspricht den zulässigen Nutzungszuordnungen. Lärmschutz-vorgaben für 

die angrenzende Wohnbebauung sind somit entbehrlich, da hier der § 15 

Baunutzungsverordnung zur Anwendung kommt, wenn eine Nutzung beabsichtigt ist, von 

der unzumutbare Belästigungen und/oder Störungen ausgehen können. 

 

Zu 51. 

Die Gemeinde plant in dem Plangebiet weder den Bau einer Veranstaltungshalle noch den 

Bau einer Mehrzweck- und Sporthalle. Die wiederholt angeführten sachfremden 

Einwendungen werden nicht berücksichtigt. Diskotheken gehören zu dem städtebaulichen 

Begriffstypus „Vergnügungsstätte“ und sind somit im Plangebiet unzulässig. 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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Zu 52. 

Die Ausführungen zu Vergnügungsstätten werden zur Kenntnis genommen. Sie sind nicht 

abwägungserheblich, da Vergnügungsstätten im Plangebiet ausgeschlossen sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom 
 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

Zu 53. 

Im Plangeltungsbereich sind Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, 

soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 5 BauNVO 

allgemein zulässig. Es handelt sich um eine Angebotsplanung der Gemeinde und im 

konkreten Bauantragsverfahren ist unter Berücksichtigung des § 15 BauNVO die 

Zulässigkeit von Nutzungen zu beurteilen, bei denen wie hier befürchtet wird, dass 

unzumutbare Belästigungen und Störungen ausgehen können.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 54. 

Das Plangebiet ist über den Uferweg erschlossen. Der zeitnahe Ausbau des Uferweges ist 

beabsichtigtes Ziel der Gemeinde. Weitergehende Anforderungen an die Erschließung des 

Plangebietes ergeben sich aus Sicht der Gemeinde nicht. Eine Sackgasse ist durchaus 

geeignet die Ziel- und Quellenverkehre des Plangebietes aufzunehmen. 

 

Zu 55. 

Der Satz wird geändert, das Wort Straßen wird durch das Wort Straße ersetzt.  

 

Zu 56. 

Die weiträumige Beschreibung und Betrachtung der Umgebung wird zur Kenntnis 

genommen.  

 

 

 

 

 

Zu 57. 

Die vorgetragenen Belange beziehen sich nicht auf Planinhalte und werden somit nicht in 

der Abwägung berücksichtigt.  

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  
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Nr. 

Stellungnahme von/vom 

 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 58. 

Der Bau einer Veranstaltungshalle ist nicht Planungsziel der Gemeinde, so dass die darauf 

gerichteten Anregungen bezogen auf den öffentlichen Nahverkehr nicht in die Abwägung 

eingestellt werden durch die Gemeinde.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 59. 

In den Punkten der Begründung 4.1 und 4.2 handelt es sich nicht um Behauptungen 

sondern um die Darstellung aus den übergeordneten Zielplanungen für die Gemeinde Bad 

Kleinen. Der Punkt 4.4 der Begründung bezieht sich auf Aussagen des gutachterlichen  

Landschaftsrahmenplans.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom 

 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

Zu 60. 

In Punkt 12 der Begründung sind die Belange der Ver- und Entsorgung behandelt. Die 

Neuverlegung von Trinkwasser-, Schmutzwasser- und Niederschlagswasserleitungen ist 

mit dem Zweckverband Wismar, dem technischen Planer und der Gemeinde abgestimmt. 

Die Planungen dazu sind beauftragt.  

 

 

 

 

Zu 61. 

Der Bebauungsplan als Bebauungsplan der Innenentwicklung stellt auf die 

Wiedernutzbarmachung von Flächen ab – hier der brachgefallenen Fläche des ehemaligen 

denkmalgeschützten Mühlengeländes. Ziel ist es, die denkmalgeschützte Bausubstanz zu 

erhalten und wieder einer Nutzung zuzuführen sowie bauliche Erweiterungen zuzulassen. 

Aus dieser Sicht ist eine Untersuchung von Standortalternativen bei einer 

Wiedernutzbarmachung von Flächen nicht zielführend.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 62. 

Der Bau einer Veranstaltungshalle ist nicht Planungsziel der Gemeinde, so dass die darauf 

gerichteten Anregungen nicht in die Abwägung eingestellt werden durch die Gemeinde.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom 

 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

Zu 63. 

Sofern die Gemeinde den Bau einer Veranstaltungshalle plant, wird sie die aus Sicht der 

Einwender zahlreichen, unbebauten, brachliegenden verfügbaren Grundstücke 

diesbezüglich prüfen. Der Bau einer Veranstaltungshalle ist von der Gemeinde innerhalb 

des Gebietes des B-Planes Nr. 23 nicht geplant.  

 

 

 

 

 

Zu 64. 

In der Begründung wurde bereits dargelegt, dass die Planung den Zielen der 

Raumordnung und Landesplanung entspricht. Die landesplanerische Stellungnahme vom 

17.03.2014 stellt keine fehlende Anpassung an die Ziele und Grundsätze fest. 

Raumordnerische Belange stehen dem Bebauungsplan nicht entgegen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 65. 

Die Gemeinde vertritt die Auffassung, dass die Planungsleitlinien und 

Optimierungsgebote in dem vorliegenden Entwurf beachtet wurden. Eine abschließende 

Beurteilung durch die Einwender ist derzeit gar nicht objektiv möglich, da im Verfahren 

nach § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB abwägungsrelevante Sachverhalte noch 

vorgetragen wurden.  

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zur berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom 

 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 66. 

Die Darlegung der allgemeinen Aufgaben der Bauleitplanung wird zu Kenntnis 

genommen. Insbesondere wird die Gemeinde hier dem Grundsatz gemäß § 1a Abs. 2 

BauGB, wie hier bereits aufgeführt, gerecht. Mit Grund und Boden soll sparsam und 

schonend umgegangen werden; dabei sind die Anforderungen des Gesetzgebers zu 

beachten.  

 

 

Zu 67. 

Die vorgetragenen Belange beziehen sich nicht auf die Planinhalte und werden somit 

nicht berücksichtigt.  

 

 

 

Zu 68. 

Die Beschreibung der Bestandsbebauung wird zur Kenntnis genommen.  

 

 

 

Zu 69. 

Der Bau einer Veranstaltungshalle ist hier nicht beabsichtigt, sondern es sind Nutzungen 

in diesem Baufenster möglich, die nach der Art der baulichen Nutzung in einem 

Mischgebiet zulässig wären. Es handelt sich hier um den Bereich des Mischgebietes, der 

gemäß gutachterlicher Beurteilung am weitesten entfernt von der Bahntrasse liegt. Aus 

diesem Grund wurde das Baufenster auch dort vorgesehen. Ebenso kann die Fassung der 

Raumkante an dieser Stelle durch Bebauung erfolgen. Das Baufenster orientiert sich nicht 

an der Maßstäbigkeit der Bebauung am Uferweg, sondern an seiner unmittelbaren 

Umgebung auf dem Mühlengelände. Dies schließt die Realisierung  einer kleinteiligen 

Bebauung jedoch nicht aus. Das Baufenster bleibt hinter der dominanten 

denkmalgeschützten Bebauung des Mühlengeländes zurück. Mit der Denkmalbehörde 

besteht Konsens zu diesen Planungsabsichten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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Die Gemeinde hat sich im Rahmen der Abwägung nochmals mit der Größe des 

Baufensters im Gebiet MI 3 beschäftigt. Es wurde die Variante geprüft anstelle eines 

Baufensters drei kleinere Baufenster in den Abmaßen 20 m x 15 m festzusetzen. Die 

Gemeinde vertritt die Auffassung, dass mit dieser Variante die Variabilität von 

Bebauungsmöglichkeiten deutlich eingeschränkt wird und verzichtet auf die Festsetzung 

von drei kleinen Baufenstern. 

Es wurde als weitere Variante geprüft, die Baulängen der Baukörper über die Bauweise zu 

beschränken. Beispielsweise mit der Festsetzung, dass Baukörper mit Baulängen von 

max. 20 m in der offenen Bauweise zulässig sind. Auch hier sieht die Gemeinde noch eine 

Einschränkung der Variabilität von Bebauungsmöglichkeiten als gegeben an. Die 

Gemeinde möchte an der Größe des Baufensters festhalten auch unter dem Gesichtspunkt, 

dass tatsächlich das Baufenster ausgeschöpft werden kann. Sie beabsichtigt als 

Grundstückeigentümer über vertragliche Regelungen Einfluss auf die Umsetzung einer 

kleinteiligen Bebauung und eine Gliederung der Baukörper zu nehmen. Mit der 

vorliegenden Angebotsplanung sollen nicht von vornherein Einschränkungen hinsichtlich 

des Baufensters getroffen werden. Mit der Festsetzung der Zweigeschossigkeit als nicht  

zwingend wird die befürchtete Dominanz des Baukörpers weiter verringert.  

Die Gemeinde hat die Aufnahme von zusätzlichen gestalterischen Festsetzungen zur 

Gliederung der Baukörper im Gebiet MI 3 geprüft und trifft unter II – Örtliche 

Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen unter Ziffer 2.3 Fassaden 

folgende zusätzliche Festsetzung: 

„Die Fassade für Hauptgebäude im Gebiet MI 3 ist horizontal und vertikal zu gliedern. 

Die horizontale Gliederung ist insbesondere zwischen Erd- und Obergeschoss durch 

Materialwechsel oder horizontale Bänderung mit maximaler Breite von 0,50 m 

vorzusehen. Die vertikale Gliederung ist in einem maximalen Abstand von 15 m in der 

Art wie für die horizontale Gliederung vorzusehen.“ 

 

Die Gemeinde stellt die Interessen des Gemeinwohls, den Erhalt der denkmalgeschützten 

Bausubstanz und die Wiedernutzbarmachung des denkmalgeschützten Geländes vor die 

Belange der Privaten, insbesondere unter der Unbegründetheit der Vermutung der 

Realisierung einer zweiten Veranstaltungshalle – eine Veranstaltungshalle ist nicht 

Planungsziel. Die gemeinwohlverträgliche Entwicklung des denkmalgeschützten 

Mühlengebäudes und die Beseitigung des städtebaulichen Missstandes – ungenutzte 

Flächen mit denkmalgeschützten baulichen Anlagen - stehen hier im Vordergrund. 
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Zu 70. 

Die vorhandenen Gebäude befinden sich nicht in einer Baulinie, dies wurde von den 

Einwendern verkannt, sondern in unterschiedlicher Stellung auf dem denkmalgeschützten 

Gelände. Richtig ist jedoch, die vorhandene Bebauung befindet sich hinter dem 

Baufenster des Gebiets MI 3. Das Bauvolumen der geplanten Bebauung hat unter 

Beachtung der dominanten vorhandenen Bausubstanz unerhebliche Auswirkungen auf das 

Landschaftsbild. Welche wesentlichen Blickbeziehungen eine herausragende Rolle für die 

Beeinträchtigung des Landschaftsbildes spielen, ist für die Gemeinde nicht erkennbar. Der 

Uferweg ist geprägt durch kleinteilige Wohnbebauung, das Mühlengelände ist geprägt 

durch die dominierende denkmalgeschützte Bebauung. Eine Ergänzung der Bebauung 

steht den Belangen der Denkmalpflege unter Berücksichtigung des Ensembleschutzes 

nicht entgegen. Eine Überdimensionierung des Baufensters ist nicht erkennbar. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  
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Zu 71. 

Die Gemeinde hat sich mit gestalterischen Festsetzungen für die Bebauung im Gebiet 

beschäftigt. Den Verzicht auf gesonderte gestalterische Festsetzungen im Gebiet MI 3 

begründet die Gemeinde mit dem vorhandenen Ensembleschutz des Mühlengeländes, da 

Veränderungen an Denkmalen und deren Umgebung der Genehmigung der 

Denkmalbehörde bedürfen. Die Gemeinde sieht durch die Anforderungen aus 

denkmalpflegerischer Sicht die gestalterischen Anforderungen als hinreichend begründet. 

Zusätzlich ist zu beachten, dass sich der Bereich des Mühlengeländes deutlich von der 

sonstigen städtebaulichen Struktur und Bebauung am Uferweg abhebt. Die Gemeinde 

geht davon aus, dass unter Wahrung denkmalpflegerischer Belange eine Vereinbarkeit mit 

der vorhandenen Wohnbebauung in der Umgebung erreicht werden kann. Durch die 

Einbeziehung der Denkmalpflege in die Gestaltung sieht die Gemeinde die 

Anforderungen als beachtet an. Weitergehende Festsetzungen werden aus Sicht der 

Gemeinde nicht getroffen und somit nicht berücksichtigt.  

 

Zu 72. 

Die Festsetzung eines Mischgebietes regelt eindeutig und abschließend welche Arten der 

baulichen Nutzungen zulässig sind. Darüber hinaus hat die Gemeinde aus städtebaulichen 

Gründen die ansonsten allgemein zulässigen Nutzungen Gartenbaubetriebe, Tankstellen 

und Vergnügungsstätten sowie die ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten 

ausgeschlossen. Die Gemeinde hat mit der Festsetzung eines Mischgebietes die 

tatsächlich beabsichtigte Nutzung offen gelegt. Eine Abschrift des § 6 der 

Baunutzungsverordnung in die Planbegründung sah die Gemeinde bisher nicht als 

erforderlich an, hat jedoch nunmehr erkannt, dass dies zur besseren Verständlichkeit 

beiträgt und wird die Begründung Text Teil-B diesbezüglich ergänzen. 

 

Zu 73. 

Die Bauweise ist in der Nutzungsschablone auf der Planzeichnung für das Gebiet MI 3 als 

offene Bauweise rechtseindeutig festgesetzt. Die Begründung enthält ebenso diese 

Aussage. 

 

Zu 74. 

Sofern von der denkmalgeschützten Bebauung keine Beeinträchtigung auf das 

Landschaftsbild ausgeht, und dies wird von den Einwendern nicht bezweifelt, kann von 

der geplanten zusätzlichen Bebauung auch keine Beeinträchtigung auf die Landschaft 

ausgehen, da die Höhenentwicklung auf maximal 8,00 m bei einer nunmehr festgesetzten 

Zweigeschossigkeit beschränkt ist. Die Ausschöpfung der Baugrenzen ist nicht zwingend 

erforderlich, wäre aber rechtlich und tatsächlich möglich. Dies hat keine erheblichen 

Auswirkungen auf das Landschaftsbild, sondern passt sich der vorhandenen Bebauung 

nördlich des Uferweges an, insbesondere steht es nicht im Widerspruch zu dem 

errichteten Baukörper der Sportboot- und Service-Station. 

 

  

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  
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Zu 75. 

Photovoltaikanlagen sind in einem Mischgebiet allgemein zulässig. Der vollständige 

Ausschluss dieser Anlagen würde der Förderung und Nutzung regenerativer Energien 

gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB entgegenstehen. Die Nutzung regenerativer Energien an 

den bestehenden denkmalgeschützten Gebäuden ist aufgrund der getroffen gestalterischen 

Festsetzungen mit den Belangen des Denkmalschutzes vereinbar. Inwiefern von den 

konkreten Photovoltaikanlagen Blendwirkungen auf die vorhandene Bebauung und 

insbesondere auf den Schienenverkehr sowie auf den sonstigen Fahrzeugverkehr 

ausgehen, ist im konkreten Bauantragsverfahren zu prüfen; ggf. ist auf eine maximale 

Ausschöpfung der Möglichkeiten für PV-Anlagen zu verzichten. Eine 

erhebliche Beeinträchtigung der Wohnbebauung kann ausgeschlossen werden, da das 

Anbringen von PV-Anlagen nur an den vom Uferweg abgewandten Wandflächen aus 

denkmalpflegerischen Gründen zulässig ist.  

 

Zu 76. 

Die Formulierung, mit der Umsetzung des Vorhabens sei nur eine geringfügige 

Mehrnutzung zu erwarten bezieht sich nicht auf den Kraftfahrzeugverkehr. In Punkt 6 der 

Begründung heißt es: „Wohn-, Tourismus- und Erholungs- sowie gewerbliche Nutzungen 

des SPA bestehen bereits. Bei Umsetzung des Vorhabens wird eine geringfügige 

Mehrnutzung erwartet“. Dies bezieht sich eindeutig nicht auf den Kraftfahrzeugverkehr.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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Zu 77. 

Unter Punkt 6 in der Begründung wird dargestellt, dass mit der geplanten Bebauung eine 

stärkere verkehrliche Frequentierung verbunden ist, die nicht als erhebliche 

Beeinträchtigung eingeschätzt wird. Hierzu sind jedoch die gutachterlichen 

Empfehlungen zum Verkehrslärm zu berücksichtigen. Die Darlegung, warum von der 

Planung „sehr wohl eine erheblich stärke verkehrliche Frequentierung und erhebliche 

Beeinträchtigung der Wohnfunktionen“ ausgehen, wurde für die Abwägung nicht 

dargestellt. Somit geht die Gemeinde von einer Verdoppelung des Verkehrsaufkommens 

aus.  

 

Zu 78. 

Die Darlegungen im Gutachten erfolgen aufgrund des grob überschlägig 

durchschnittlichen täglichen Verkehrsaufkommens von DTV = 700 Kfz/24h. Dies erfolgt 

auf der Grundlage von den geeigneten Rechenmodellen. Die derzeit ausgewiesenen 

Überschreitungen sind somit nicht fehlerhaft. Die Behauptung der Einwender, dass die 

Straßenlärmimmissionen derzeit nicht über den Orientierungswerten eines allgemeinen 

Wohngebietes liegen, hätte zur Folge, dass die Gemeinde von einer geringeren 

verkehrlichen Frequentierung ausgehen könnte. Die Gemeinde behält ihre Annahmen bei. 

 

Zu 79. 

Es ist in keiner Weise in der Begründung und im Gutachten dargelegt, dass die 

verkehrliche Frequentierung des Uferweges im Zusammenhang mit der Vorbelastung des 

Gebietes durch den Schienenverkehr steht. Auch hier handelt es sich nicht um eine 

vorgebliche Vorbelastung sondern um eine gutachterlich nachgewiesene Überschreitung 

der Nachtwerte an der Grenze des allgemeinen Wohngebietes um bis zu 20 dB(A) durch 

den Schienenverkehr. 

 

Zu 80. 

Das Gutachten weist zusätzliche Straßenverkehrslärmimmissionen durch den zu 

erwartenden Verkehr auf das Plangebiet aus und gibt auch Lösungsvorschläge zur 

Kompensation vor, bei deren Berücksichtigung keine zusätzlichen aktiven und passiven 

Schallschutzmaßnahmen an der vorhandenen Bebauung des Uferweges erforderlich 

wären. Aktive Schallschutzmaßnahmen als Wand oder Wall scheiden wohl von 

vornherein aus, um keine zusätzlichen Beeinträchtigungen der Wohnbebauung 

hervorzurufen. Unter Berücksichtigung der Annahmen zur Asphaltierung der 

Straßenverkehrsfläche kam die Gemeinde unter Berücksichtigung der Empfehlung des 

Gutachters zu dem Ergebnis, dass Schallschutzmaßnahmen nicht erforderlich werden. Die 

Gemeinde beabsichtigt nun die Straße aus Pflaster herzustellen. Die daraus resultierenden 

Anforderungen werden durch die Gemeinde im zukünftigen Genehmigungsverfahren 

beachtet. Die vorgeschlagenen Lärmschutzmaßnahmen im Plangebiet selbst sind 

gutachterlich nachgewiesen und umzusetzen.  

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  
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Zu 81. 

Die Gemeinde hat das zu erwartende Verkehrsaufkommen durch die Planung mit einer 

Verdoppelung des derzeitig grob überschlägig ermittelten Verkehrsaufkommens und die 

daraus resultierenden Beurteilungspegel ermittelt. Dies wurde unter Ziffer 78 der 

Stellungnahme bereits dargestellt.  

 

 

Zu 82. 

Die Zunahme des Verkehrs durch die Planung wurde ermittelt und gutachterlich bewertet. 

Die weitere Zunahme des Verkehrs durch die weiteren Planungen der Gemeinde ist dann 

in diesen konkreten Planverfahren bzw. Genehmigungsverfahren zu beurteilen. 

 

 

Zu 83. 

Der Bau einer Veranstaltungshalle ist nicht Planungsziel der Gemeinde, so dass die darauf 

gerichteten Anregungen nicht in die Abwägung eingestellt werden durch die Gemeinde.  

 

Zu 84.  

Die weiteren Planungen der Gemeinde sind dann in diesen Planverfahren oder 

Genehmigungsverfahren zu beurteilen und zwar dann, wenn konkrete Planungen beurteilt 

werden. Die vorhandenen aufgeführten Planungen sind bereits beachtet worden. Die 

Veranstaltungshalle ist, wie bereits mehrfach dargelegt, nicht Gegenstand der Planung. 

Dies ist darüber hinaus deutlich erkennbar aus der bemessenen Fläche für Stellplätze im 

Gebiet MI 3. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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Zu 85. 

Die Gemeinde hat auf die Erstellung eines Verkehrsgutachtens für den Uferweg 

verzichtet. Sie hat eine Verkehrszählung durchgeführt und daraus grob überschlägig ein 

durchschnittliches tägliches Verkehrsaufkommen von DTV = 700 Kfz/24 Stunden 

ermittelt. Gutachterlich wurden darauf basierend die Beurteilungspegel an der 

vorhandenen Wohnbebauung ermittelt, die jedoch von den Einwendern als zu hoch 

bewertet eingeschätzt wurden (vgl. Sachpunkt 78). Somit wären dann wohl die ermittelten 

Fahrzeuge zu hoch, wenn die Einwender darlegen, dass es im Bestand zu keinen 

Überschreitungen kommt. Die Gemeinde hat für den Worst-Case-Fall eine Verdoppelung 

des Verkehrsaufkommens als Grundlage zur Beurteilung gesunder Wohn- und 

Lebensverhältnisse angenommen und sieht dies als Beurteilungsgrundlage an. Die 

Auswirkungen wurden in den Planunterlagen dargestellt und berücksichtigt. 

Weitergehende Betrachtungen der Gemeinde haben im Rahmen der technischen Planung 

des Uferweges zu erfolgen. 

 

Zu 86.  

Der Bau einer Veranstaltungshalle ist nicht Planungsziel der Gemeinde, so dass darauf 

gerichtete Anregungen nicht berücksichtigt werden. Schon allein die Anzahl der 

Stellplätze im Gebiet MI 3 lässt erkennen, dass diese Nutzung dort nicht realisierbar wäre; 

insbesondere in Verbindung mit den getroffenen textlichen Festsetzungen I. Ziffer 5.1 und 

den gestalterischen Festsetzungen II. Ziffer 4.2 und 4.3.  

 

Zu 87. 

Die vorgetragenen Belange beziehen sich nicht auf Planinhalte und finden hier keine 

Berücksichtigung.  

 

Zu 88. 

Von den Einwendern wurde bisher die Auffassung vertreten, dass der vorhandene 

Verkehrslärm – Straßenverkehr und Schienenverkehr – derzeit nicht die 

Beurteilungspegel eines Allgemeinen Wohngebietes überschreitet und in diesen Punkten 

wären auch die gutachterlichen Beurteilungen falsch. Nunmehr wird zusätzlich noch auf 

Verkehrslärm einer fiktiven Veranstaltungshalle abgestellt sowie auf mögliche 

Nutzungen, die im Plangebiet ohnehin unzulässig wären. Die Gemeinde hat sich im 

Verfahren mit der Bewältigung der Lärmproblematik ausführlich beschäftigt. Die 

Ergebnisse wurden von der Unteren Immissionsschutzbehörde bewertet und bestätigt.  

 

Zu 89. 

Die Auswirkungen von Verkehrslärm sind der Gemeinde bekannt und durch die 

Realisierung der aktiven Schallschutzmaßnahmen werden die daraus resultierenden 

Belastungen an der bestehenden Wohnbebauung erheblich reduziert. Die Gemeinde hat 

die zu erwartenden Lärmbelastungen in der Planung eingestellt, vgl. hierzu auch 

Sachpunkt 85. 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  
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Zu 90. 

Das Plangebiet wird von dem Uferweg erschlossen. Der Uferweg wird durch die 

Gemeinde umfassend ausgebaut und erneuert. In diesem Zusammenhang erfolgt auch die 

Neuverlegung der Ver- und Entsorgungsleitungen. Eine Beurteilung des zu erwartenden 

Verkehrsaufkommens wurde durchgeführt und gutachterlich bewertet. Eine Bilanzierung 

von Verkehrsströmen und ein grundsätzliches Gesamtverkehrskonzept für eine Sackgasse 

sieht die Gemeinde als überzogene Forderung der Anwohner an. 

 

Zu 91. 

Die Gemeinde hat sich mit dem zusätzlichen Verkehrsaufkommen für das Plangebiet im 

Uferweg auseinandergesetzt und dies gutachterlich beurteilt. Ausführungen dazu erfolgten 

bereits mehrfach.  

 

Zu 92. 

Der Bau einer Veranstaltungshalle ist schon deshalb nicht realisierbar, weil bei mehreren 

hundert Besuchern die zulässigen Stellplätze im Gebiet MI 3 fehlen. 

 

Zu 93. 

Das Verkehrsaufkommen der vorhandenen Nutzungen wurde bereits bewertet. Das 

zusätzliche Verkehrsaufkommen für das Plangebiet ebenso. Weitere hier genannte 

geplante Nutzungen sind in den jeweiligen konkreten Verfahren zu bewerten und zu 

beurteilen. Die Gemeinde hat eine Zählung des Verkehrs vorgenommen. Die Zählung des 

vorhandenen Verkehrs ist die Grundlage für zukünftige Entscheidungen und Prognosen. 

Unter Berücksichtigung der Prognose zukünftiger Verkehrsmengen hat die Gemeinde die 

Ableitungen für das Plangebiet getroffen. In den zukünftigen Genehmigungsverfahren 

wird die Gemeinde jeweils gewissenhaft die Entscheidungen überprüfen. 

 

Zu 94. 

Für die Beurteilung der Schienenverkehrslärmimmissionen erfolgte eine Neuberechnung. 

Für die Neuberechnung wurde von der Gemeinde von der Deutschen Bahn AG, Abteilung 

Betrieblicher Umweltschutz (TUM 1), Schall- und Erschütterungsschutz, Büro Schwerin, 

am 09.01.2014 ein digitales Schienenmodell im QSI-Transferformat mit 

dreidimensionaler Gleisgeometrie und den zugehörigen akustisch bewerteten Zugzahlen 

für das Prognosejahr 2025 einschließlich der aktuell geplanten Änderung der 

Schieneninfrastruktur des Bahnhofs Bad Kleinen zur Verfügung gestellt.  Die Ergebnisse 

wurden gutachterlich dargestellt. Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen, da sie 

bereits Gegenstand der Planunterlagen sind.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  
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Zu 95.  

Das zur Überplanung vorgesehene Gebiet unterscheidet sich deutlich von der sonst 

straßenbegleitenden Bebauungsstruktur entlang des Uferweges. Somit ist hier eine andere 

städtebauliche Situation, die auch einen anderen Entstehungsursprung hat, zu 

berücksichtigen. Innerhalb des Bebauungsplanes werden Festsetzungen unter dem 

Gesichtspunkt der Bewahrung des denkmalgeschützten Gesamtensembles getroffen. 

Durch die Gemeinde ist eine Aufwertung des Bereiches vorgesehen. Diese Aufwertung 

soll auch der vorhandenen und straßenbegleitenden Bebauungsstruktur entlang des 

Uferweges zu Gute kommen. Insbesondere Auswirkungen auf gesunde Wohn-und 

Lebensverhältnisse  werden durch die Gemeinde im Planverfahren überprüft; zukünftig 

sind auch Überprüfungen der Einzelvorhaben durch die Gemeinde vorgesehen.  

 

Zu 96. 

Die Beeinträchtigung gesunder Wohnverhältnisse ist insbesondere durch den 

Schienenverkehrslärm bereits jetzt gegeben. Mit Realisierung der aktiven 

Lärmschutzmaßnahmen im Plangebiet wird eine deutliche Verbesserung insbesondere der 

Lärmsituation in der Nacht erreicht. Die Straßenverkehrslärmimmissionen wurden 

gutachterlich bewertet und führen bei deren Umsetzung zu keinen zusätzlichen 

Beeinträchtigungen. Die Auswirkungen aus dem Plangebiet selbst führen nicht zu 

zusätzlichen Beeinträchtigungen. Hierbei sind grundsätzlich die Anforderungen des § 15 

BauNVO im nachgelagerten Baugenehmigungsverfahren zu beachten, um den 

Schutzanspruch der vorhandenen Bebauung zu gewährleisten.  

 

Zu 97.  

Die Ausführungen zur Veranstaltungshalle wurden bereits mehrfach behandelt. Eine 

Veranstaltungshalle ist durch die Gemeinde nicht geplant. Eine Diskothek ist im 

Plangebiet unzulässig. Der § 15 BauNVO findet Beachtung.  

 

Zu 98.  

Die vorgetragenen Belange berühren keine Planinhalte und stellen keine 

abwägungserheblichen Sachverhalte dar. 

 

 

Zu 99. 

Die Errichtung der Veranstaltungshalle ist wie bereits ausgeführt, vgl. auch Sachpunkt 97, 

nicht geplant. Es handelt sich um Mutmaßungen und nicht um abwägungserhebliche 

Belange.   

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom 

 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

Zu 100. 

Der Gewerbelärm der Boots- und Servicestation ist im Planverfahren zu diesem 

Vorhabenbezogenen Bebauungsplan zu beurteilen (Bebauungsplan Nr. 25) und nicht als 

Auswirkung aus dieser Planung.  

 

 

Zu 101. 

Der angrenzende Vorhabenbezogene Bebauungsplan wurde bei der Durchführung einer 

Umweltprüfung als kumulierender Bebauungsplan in diesem Verfahren beachtet (vgl. 

Sachpunkt 5 dieser Abwägung). 

 

Zu 102. 

Die bereits vorhandenen aufgeführten Nutzungen und geplanten Nutzungen sind nicht auf 

die Planinhalte des Planverfahrens zurückzuführen.  

 

 

 

Zu 103. 

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen. Das Gutachten hat darüber hinaus nicht nur 

erhebliche Überschreitungen im Plangebiet selbst festgestellt, sondern auch erhebliche 

Überschreitungen insbesondere im Nachtzeitraum an der vorhandenen Wohnbebauung. 

Diese Klarstellung möchte die Gemeinde hier deutlich vornehmen und wird die 

Begründung dazu ergänzen.  

 

Zu 104. 

Die Behandlung dieser Behauptung erfolgte bereits mehrfach; zum Beispiel Sachpunkt 

42., 78., 85. 

 

 

 

 

Zu 105. 

Die Gemeinde hat sich ausführlich mit der Problematik vom Schienenbonus beschäftigt. 

Die Belange sind gutachterlich hergeleitet und werden ebenso aus Sicht der Unteren 

Immissionsschutzbehörde bestätigt. Die Gemeinde Bad Kleinen hält an der 

Betrachtungsweise fest.  

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom 

 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 106. 

Bei genauer Betrachtung wird der Gemeinde mit dieser Behauptung unterstellt, dass der 

Bebauungsplan tatsächlich nicht vollzugsfähig ist und somit unwirksam wäre. Hier wird 

der Gemeinde unterstellt, dass sie Absichten nur vortäuscht. Die Gemeinde weist diese 

Unterstellungen zurück. Die Gemeinde prüft im Zuge der Planungshoheit ihre 

Planungsziele unter Berücksichtigung der Anforderungen des § 1 BauGB. 

 

Zu 107. 

Die vorzutragenden Belange im Planfeststellungsverfahren für den Ausbau der 

Bahnstrecke sind nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 

 

Zu 108. 

Für die Neuberechnung wurde von der Gemeinde von der Deutschen Bahn AG, Abteilung 

Betrieblicher Umweltschutz (TUM 1), Schall- und Erschütterungsschutz, Büro Schwerin, 

am 09.01.2014 ein digitales Schienenmodell im QSI-Transferformat mit 

dreidimensionaler Gleisgeometrie und den zugehörigen akustisch bewerteten Zugzahlen 

für das Prognosejahr 2025 einschließlich der aktuell geplanten Änderung der 

Schieneninfrastruktur des Bahnhofs Bad Kleinen zur Verfügung gestellt.  Dies wurde im 

Schallgutachten dargestellt. Dieses war Bestandteil der ausgelegten Planunterlagen. Die 

vorgetragenen Einwendungen sind unwahr und werden nicht berücksichtigt. 

 

Zu 109. 

Es werden hier Belange vorgetragen, die nicht die Planinhalte betreffen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom 

 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

Zu 110. 

In der Begründung wurde der Plangeltungsbereich im Luftbild dargestellt und weiter 

folgende Ausführung getroffen: „Im Verlauf des Uferweges befindet sich überwiegend 

Wohnbebauung in Form von freistehenden Einfamilienhäusern mit Blick auf den 

Schweriner See“. Die Gemeinde hält diese Darstellung des Bestandes für ausreichend und 

hat nichts verschwiegen.  

 

Zu 111. 

Im Plangebiet wird als Art der baulichen Nutzung ein Mischgebiet als Pufferzone 

zwischen den Schienenanlagen der Deutschen Bahn AG und der angrenzenden 

Wohnbebauung festgesetzt. Zusätzliche Bebauungsmöglichkeiten werden in dem 

Mischgebiet nur im Baufeld MI 3 festgesetzt. Die immer wieder unterstellte 

Veranstaltungshalle (als Planungsziel) wurde in dieser Abwägung bereits ausführlich und 

mehrfach behandelt. Mit der Größe des Baufensters und den Ausnutzungskennziffern hat 

sich die Gemeinde beschäftigt (siehe Sachpunkt 70). 

 

Zu 112. 

Die Gemeinde hat eine maximale Gebäudehöhe von 8,00 m festgesetzt. Mit der 

Ausnutzung dieser Kennziffer wäre ohnehin nur eine 2-geschossige Bebauung möglich. 

Die Gemeinde setzt zusätzlich als Geschossigkeit die Zweigeschossigkeit fest.  

 

Zu 113. 

Die Gemeinde hat sich mit gestalterischen Festsetzungen für die Bebauung im Gebiet 

beschäftigt. Den Verzicht auf gesonderte gestalterische Festsetzungen begründet die 

Gemeinde mit dem vorhandenen Ensembleschutz des Mühlengeländes, da Veränderungen 

an Denkmalen und deren Umgebung der Genehmigung der Denkmalbehörde bedürfen. 

Die Gemeinde sieht durch die Anforderungen aus denkmalpflegerischer Sicht die 

gestalterischen Anforderungen als hinreichend begründet. Zusätzlich ist zu beachten, dass 

sich der Bereich des Mühlengeländes deutlich von der sonstigen städtebaulichen Struktur 

und Bebauung am Uferweg abhebt. Die Gemeinde geht davon aus, dass unter Wahrung 

denkmalpflegerischer Belange eine Vereinbarkeit mit der vorhandenen Wohnbebauung in 

der Umgebung erreicht werden kann. Durch die Einbeziehung der Denkmalpflege in die 

Gestaltung sieht die Gemeinde die Anforderungen als beachtet an. Weitergehende 

Festsetzungen werden aus Sicht der Gemeinde nicht getroffen und somit nicht 

berücksichtigt.  

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Anlage 1 zum Beschluss 2014-________- Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen „Mühle“ für das ehemalige Mühlengelände in Bad Kleinen 

 32 

lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom 

 

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

Zu 114. 

Die Realisierung von Wohnnutzung ist innerhalb des Gebietes MI 3 durchaus gegeben. 

Dieses Baufeld wurde soweit wie möglich von den Anlagen der DB AG angeordnet, um 

dort eine allgemein zulässige Wohnnutzung im Mischgebiet zu ermöglichen. Dies ergibt 

sich auch aus der Anordnung der vorgesehenen Stellplätze im Gebiet MI 3. Die 

Einwender sind für diese Betrachtungen bisher nicht offen gewesen und unterstellen 

grundsätzlich die Errichtung einer Veranstaltungshalle. Das innerhalb des Baufensters 

auch eine kleinteilige Bebauung mit zum Beispiel Wohnnutzung und Büronutzung 

zulässig wäre, wurde nie betrachtet, sondern nur mit Mutmaßungen und Unterstellungen 

argumentiert. Im Rahmen der vorgelegten Angebotsplanung ist diese Nutzung umsetzbar, 

die mutmaßliche Veranstaltungshalle wäre ohnehin unter Berücksichtigung des § 15 

BauNVO zu beurteilen (entfällt, da sie ohnehin nicht Planungsziel ist). Die Anregung 

entspricht erstmals auch den Planungszielen und –absichten der Gemeinde. Bereits durch 

die Festsetzung eines Mischgebietes nach § 6 Baunutzungsverordnung werden 

Voraussetzungen für die Nachbarschaft verträglicher Nutzungen geschaffen. 

 

Zu 115. 

Photovoltaikanlagen sind in einem Mischgebiet allgemein zulässig. Der vollständige 

Ausschluss dieser Anlagen würde der Förderung und Nutzung regenerativer Energien 

gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB entgegenstehen. Die Nutzung regenerativer Energien an 

den bestehenden denkmalgeschützten Gebäuden ist aufgrund der getroffen gestalterischen 

Festsetzungen mit den Belangen des Denkmalschutzes vereinbar. Inwiefern von den 

konkreten Photovoltaikanlagen Blendwirkungen auf die vorhandene Bebauung und 

insbesondere auf den Schienenverkehr sowie auf den sonstigen Fahrzeugverkehr 

ausgehen, ist im konkreten Bauantragsverfahren zu prüfen; ggf. ist auf eine maximale 

Ausschöpfung der Möglichkeiten für PV-Anlagen zu verzichten. Eine erhebliche 

Beeinträchtigung der Wohnbebauung kann ausgeschlossen werden, da das Anbringen von 

PV-Anlagen nur an den vom Uferweg abgewandten Wandflächen aus 

denkmalpflegerischen Gründen zulässig ist.  

 

Zu 116. 

Die vorgetragenen sachfremden Einwendungen werden nicht berücksichtigt. Die 

Planungsziele bestehen im Konsens mit der Denkmalpflege im Erhalt und der 

Nachnutzung der denkmalgeschützten Bausubstanz. 

 

Zu 117. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und bestärkt die Gemeinde in ihren 

Planungsabsichten.  

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

Zu 118. 

Die Behandlung der Veranstaltungshalle erfolgte mehrfach in diesen 

Abwägungsunterlagen. Neue Sachverhalte ergeben sich nicht. Siehe dort.  

 

 

 

 

Zu 119. 

Die Belange wurden bereits mehrfach vorgetragen und in das Abwägungsmaterial 

eingestellt. Die Vereinbarkeit mit den Belangen der Denkmalpflege wurde dargelegt. 

 

Zu 120. 

Die Gemeinde hat sich mit dem Silogebäude und dessen städtebaulicher Dominanz 

auseinandergesetzt. Die städtebauliche Dominanz der Veranstaltungshalle wurde nicht 

betrachtet, da diese nicht geplant ist. Zur Klarstellung wird auf Seite 42 der Flächenbilanz 

verwiesen. Die überbaubare Fläche im Gebiet MI 4 beträgt 1.588 m² und im Gebiet MI 3 

900 m² und liegt somit deutlich unter der zulässigen Fläche im Gebiet MI 4. 

 

Zu 121. 

Die Belange wurden bereits mehrfach vorgetragen und in das Abwägungsmaterial 

eingestellt. Die Vereinbarkeit mit den Belangen der Denkmalpflege wurde dargelegt. 

 

Zu 122. 

Es ist korrekt dargestellt, dass sich mit der Realisierung der Planung weitere 

Flächenversiegelungen ergeben. Hierbei handelt es sich jedoch nicht um stadtklimatisch 

relevante Flächen sondern um anthropogen vorbelastete Flächen. 

 

Zu 123. 

Die Flächenbilanz wurde entsprechend den Anforderungen in einem Planverfahren 

erstellt. Die Beschreibung des Ist-Zustandes erfolgte unter Punkt 5 der Begründung mit 

der Darstellung der planungsrechtlichen Ausgangssituation und des naturräumlichen 

Bestandes. Der Bebauungsplan ist eine Angebotsplanung. Im Rahmen der Festsetzungen 

sind Nutzungen zulässig, soweit auch die gesunden Wohn- und Lebensverhältnisse 

gewährleistet werden. Eine vorhabenbezogene Planung liegt nicht vor. Es wurde kein 

Antrag durch einen Vorhabenträger gestellt. Die Gemeinde stellt die Planung auf, um die 

zukünftige Entwicklung innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 23 im 

Rahmen der Festsetzungen vorzubereiten und zu regeln. Es ist das Ziel der Gemeinde, 

Voraussetzungen für die zukünftige Bebauung unter Wahrung der Schutzansprüche und 

Interessen der Umgebung zu schaffen. Eine Erläuterung der einzelnen Vorhaben ist bei 

einer Angebotsplanung nicht möglich und erhält auch keinen verbindlichen Charakter; nur 

bei einer vorhabenbezogenen Planung, die hier nicht vorliegt. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

Zu 124. 

Die Gemeinde hat eine überschlägige Prüfung der Beeinträchtigung der Erhaltungsziele 

und Schutzzwecke von den angrenzenden Natura 2000-Gebieten vorgenommen, um das 

Verfahren zu führen. Nach Vorlage der nunmehr fertiggestellten Managementplanung zu 

den betroffenen Gebieten wird die Gemeinde die Prüfung der Beeinträchtigung der 

Erhaltungsziele und Schutzzwecke ergebnisoffen führen und  diesen Nachweis vor 

Satzungsbeschluss erbringen. 

 

Zu 125. 

Die Auswirkungen auf den Naturhaushalt werden als gering eingeschätzt, da das 

Plangebiet stark anthropogen vorbelastet ist durch die ehemaligen Nutzungen. In der 

Flächenbilanz sind für die einzelnen Gebiete die überbaubaren Grundstücksflächen 

aufgeführt. Im Gebiet MI 1 ist eine überbaubare Fläche von 1.452 m² ausgewiesen, im 

Gebiet MI 3 von 900 m² und im Gebiet MI 4 von 1.588 m². Die geplante Baufläche im 

Gebiet MI 3 ist somit am geringsten dimensioniert. 

 

Zu 126. 

Im Rahmen des Planverfahrens wurde ein AFB unter Einbeziehung eines Fachgutachtens 

erstellt. Die artenschutzrechtlichen Belange sind Bestandteil des Text-Teil B. Die 

zuständige Behörde hat mitgeteilt, dass zur Behandlung der artenschutzrechtlichen 

Belange Einverständnis besteht.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 127. 

Erhaltungsfestsetzungen zum Baumbestand wurden getroffen. Die durchgeführten 

Rodungen durch die Gemeinde sind nicht Gegenstand des Planverfahrens, da 

grundsätzlich davon auszugehen ist, dass der Gemeinde entsprechende Genehmigungen 

vorlagen. 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

Zu 128. 

Im Rahmen des Planverfahrens wurde ein AFB unter Einbeziehung eines Fachgutachtens 

erstellt. Die artenschutzrechtlichen Belange sind Bestandteil des Text-Teil B. Die 

zuständige Behörde hat mitgeteilt, dass zur Behandlung der artenschutzrechtlichen 

Belange Einverständnis besteht. Darüber hinaus sind Vermeidungs- und 

Verminderungsmaßnahmen sowie ein Monitoring festgelegt. 

 

 

 

Zu 129. 

Die Darstellung der übergeordneten Planungen aus der Begründung wird zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 130. 

Im Rahmen des Planverfahrens wurde ein AFB unter Einbeziehung eines Fachgutachtens 

erstellt. Die artenschutzrechtlichen Belange sind Bestandteil des Text-Teil B. Die 

zuständige Behörde hat mitgeteilt, dass zur Behandlung der artenschutzrechtlichen 

Belange Einverständnis besteht.  

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

Zu 131. 

Die gemäß der 26.BImSchV einzuhaltenden Mindestabstände der Bahnoberleitung zu den 

maßgebenden Immissionsorten werden durch die vorhandene Bebauung und die 

zulässigen Bebauungsmöglichkeiten eingehalten. 

Für die Mobilfunkanlagen sind Standortbescheinigungen der Regulierungsbehörde für 

Telekommunikation und Post vorhanden. Diese Standortbescheinigungen dienen dem 

Nachweis der Gewährleistung des Schutzes von Personen in den durch den Betrieb von 

ortsfesten Funkanlagen entstehenden elektromagnetischen Feldern. Die gesundheitlichen 

und immissionsschutzfachlichen Aspekte sind im Rahmen der vorliegenden 

Standortbescheinigungen bereits abgeprüft. Beeinträchtigungen innerhalb des 

Plangebietes und für die an das Plangebiet angrenzende Wohnbebauung sind nicht zu 

erwarten. Es erfolgte die konkrete Angabe der Sicherheitsabstände zum Schutz von 

Personen. 

 

 

Zu 132. 

Die Ausführungen zu den Auswirkungen von elektromagnetischen Feldern auf den 

Menschen werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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Zu 133. 

Die Anzahl der Mobilfunkanbieter an den Sendeantennen auf dem Silogebäude nimmt die 

Gemeinde zur Kenntnis. Der Gemeinde liegen Standortbescheinigungen für 13 

Mobilfunkanbieter vor. Die Gemeinde geht dem Sachverhalt unabhängig vom 

Bauleitplanverfahren nach. Die Behauptungen zur Einnahmeerhöhung werden nicht 

berücksichtigt. 

 

Zu 134. 

Für die Mobilfunkantennen auf dem Silogebäude liegen der Gemeinde die entsprechenden 

Standortbescheinigungen vor. Diese sind im Bestand bereits vorhanden und haben wohl 

bis dahin auch nicht zu einer starken Wertminderung der benachbarten Immobilien 

geführt. 

 

Zu 135. 

Die Ausführungen zu den Auswirkungen von Mobilfunk-Sendeantennen werden zur 

Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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Zu 136. 

Auf dem Silogebäude sind kein Staffelgeschoss und keine Dachterrasse zulässig. Die 

Anregung geht ins Leere. 

 

 

Zu 137. 

Der Gemeinde liegen keine Kenntnisse über eine gemessene Strahlung im Plangebiet vor.  

Auch im Stellungnahmeverfahren wurden hier keine Nachweise entsprechend 

beigebracht. Die Gemeinde legt zugrunde, dass die Grenzwerte der 26. BImSchV 

einzuhalten sind. Die Zuständigkeit liegt bei der zuständigen Immissionsschutzbehörde. 

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht wurden hierzu im Rahmen des 

Stellungnahmeverfahrens keine Hinweise oder Anregungen durch die Behörde 

vorgetragen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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Zu 138. 

Die Gemeinde hat sich entschieden, kein Sachverständigengutachten zusätzlich 

einzuholen. Von den Bahnoberleitungen ist der geforderte Mindestabstand eingehalten. 

Für die Mobilfunkanlagen liegen die erforderlichen Standortbescheinigungen vor. Ebenso 

geht die Gemeinde davon aus, dass die Grenzwerte der 26. BImSchV einzuhalten sind. 

Durch die zuständigen Behörden wurden im Aufstellungsverfahren keine Hinweise oder 

Anforderungen bezüglich der Bahnoberleitungen und der Mobilfunkanlagen mitgeteilt. 

Die DB AG hat in ihrer Stellungnahme nicht auf schädliche Auswirkungen der 

Bahnoberleitungen auf das Plangebiet hingewiesen, die geforderten Mindestabstände sind 

ohnehin eingehalten und überschritten. Die Gemeinde sieht deshalb von der von den 

Einwendern gewünschten Kennzeichnung ab. Im Rahmen des Bauantragsverfahrens ist 

beim Silogebäude dann über den § 15 Baunutzungsverordnung die Zulässigkeit von 

schützenswerter Nutzung im Einwirkungsbereich der Mobilfunkanlagen zu prüfen, sofern 

sie nicht aus Schallschutzgründen bereits unzulässig ist. Die Auswirkungen und die 

Zulässigkeit von Auswirkungen von Mobilfunkanlagen bzw. Bahnoberleitungen sind im 

Rahmen der jeweiligen Planfeststellungsverfahren bzw. Standortbescheinigungen zu 

überprüfen – so dass gesunde Wohn- und Lebensverhältnisse gewährleistet werden; für 

die Gemeinde ist beachtlich, dass dies durch die zuständige Behörde zu erfolgen hat.  

 

Zu 140. 

Im Verfahren nach § 13a BauGB ist der Verzicht auf die naturschutzrechtliche 

Eingriffsregelung in § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB geregelt. Bei der Aufstellung von 

Bebauungsplänen nach § 13a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB (weniger als 20.000 m²) ist ein 

Ausgleich für den Eingriff in Natur und Landschaft nicht erforderlich. Hierbei sind 

kumulierende Bebauungspläne zu berücksichtigen. Die hat die Gemeinde beachtet. 

 

Zu 141. 

Die Belange in den Bebauungsplänen Nr. 22 und Nr. 25 sind in diesen Verfahren zu 

überprüfen und sind nicht Gegenstand des Planverfahrens für den vorliegenden 

Bebauungsplan Nr. 23. Sie sind im Zusammenhang mit den jeweiligen Bebauungsplänen 

zu regeln. 

 

Zu 142. 

Die Belange des Bebauungsplanes Nr. 17, hier angemerkte Kompensationserfordernisse, 

sind in diesem Verfahren zu überprüfen und sind nicht Gegenstand des Planverfahrens für 

den vorliegenden Bebauungsplan Nr. 23. Sie sind im Zusammenhang mit den jeweiligen 

Bebauungsplänen zu regeln. 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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